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Jedes fünfte Kind krank an Körper
und Seele 
Uniklinik Heidelberg, 29.10. scc. Die
Jahrestagung der Deutschen Liga für
das Kind in Zusammenarbeit mit der
Kinder- und Jugendpsychiatrie des
Universitätsklinik Heidelberg äußert
sich besorgt über den Gesundheitszu-
stand vieler Kinder: Jedes fünfte Kind
ist demzufolge „krank an Körper und
Seele“. Nicht die klassischen Infek-
tionskrankheiten, sondern neuartige,
komplexe Erkrankungen, die gleicher-
maßen Körper, Seele und soziale Bezie-
hungen beeinträchtigen, beunruhigen
die Fachleute. Dazu gehören sprachli-
che und grob- oder feinmotorische Auf-
fälligkeiten, „Zappelphilipp“, Depres-
sionen, Migräne u.ä. Besonders betrof-
fen sind Kinder, die in Armut aufwach-
sen, ein „bildungsfernes“ soziales Um-
feld haben und in städtischen Bal-
lungszentren leben; besonders betroffen
sind Kinder aus Migrantenfamilien.
Auch der Berufsverband der Kinder-
und Jugendärzte sehen in Arbeitslosig-
keit und mangelnden Integrationschan-
cen von Migranten die Hauptursachen
für die „neuen Kinderkrankheiten“.

„Rassismus gegen alte Menschen“
DGG. 28.10. scc. Die Deutsche Gesell-
schaft für Geriatrie (DGG) kritisierte
auf ihrem 12. Jahrestag Ende Oktober,
dass gesellschaftliche und gesundheits-
politische Beschränkungen zu Ausgren-
zung, mangelnder Aktivierung und
Unterstützung sowie schlechterer Be-
handlung älterer Menschen führen.Die-
se seien einerseits oft viel leistungsfähi-
ger als angenommen, und die medizini-
schen Möglichkeiten zur Behandlung
von Krankheiten nähmen auch zu. An-
dererseits aber sei eine systematische
Vernachlässigung des Themas „Alte“ zu
beklagen. So werden z.B. Arzneimittel
vor ihrer Zulassung praktisch nie in ih-
ren Auswirkungen auf ältere Patienten
getestet, obwohl viele Medikamente
hauptsächlich von ihnen angewendet
werden, moderne Therapien werden bei
Alten viel seltener eingesetzt als bei
Jungen u.v.m. Verschärft wird dieses
Problem nach Auffassung der DGG
durch die alles überlagernde Kosten-
diskussion im Gesundheitswesen. Die
Fallpauschalenvergütungen für Kran-
kenhäuser (DRGs) führen dazu, dass äl-
tere Menschen, die meist länger im
Krankenhaus liegen müssen als jünge-
re, viel zu früh entlassen werden. Be-
gleiterkrankungen werden in diesem
Vergütungssystem als ökonomisches Ri-
siko angesehen.Krankenhäuser,die Ab-
teilungen für Altersmedizin eingerich-
tet haben, werden nun aufgrund einer
höheren Zahl älterer Patienten dafür
bestraft. Hinzu kommt, dass mit der

neuen Musterweiterbildungsordnung
für Ärzte die Klinische Geriatrie als bis-
heriger Schwerpunkt in der Facharzt-
weiterbildung abgeschafft wird, womit
dringend benötigtes Fachwissen an den
Krankenhäusern verloren geht. Nur
zwei Bundesländer, Brandenburg und
Sachsen-Anhalt, halten daran fest. All
das bezeichnet die DGG als „Rassismus
gegen Alte“.

Was nicht alles zur Rechtfertigung
von Hartz IV herhalten muss
Berliner Zeitung, 29.10. rül. Am 28. Ok-
tober haben die Regierungsparteien im
Bundestag mit den Stimmen der beiden
PDS-Abgeordneten ein Gesetz zum
Ausbau der Kindertagesbetreuung be-
schlossen. Das Gesetz verpflichtet die
Kommunen, bis 2010 ein ausreichendes
Betreuungsangebot für die unter drei-
jährigen Kinder zu schaffen. Ab Beginn
nächsten Jahres soll die Zahl der Krip-
penplätze vor allem in den westlichen
Bundesländern von bisher 60.000 Plät-
zen um 230.000 auf schließlich 290.000
Plätze steigen und so ein ausreichendes
Angebot bereitgestellt werden. Union
und FDP lehnten das Gesetz ab: die Fi-
nanzierungskosten der Kommunen
seien nicht gesichert.

Nach Angaben der Bundesregierung
benötigen die Kommunen im kommen-
den Jahr zur Finanzierung des neuen
Angebots 400 Millionen Euro, im Jahr
2006 dann 750 Millionen Euro usw. Fi-
nanzieren sollen das die Länder und
Kommunen durch die „Einsparungen“,
die sie in Folge von Hartz IV machen.
Damit ist vor allem die Übernahme der
bisherigen Aufwendungen für erwerbs-
fähige Sozialhilfebezieher durch den
Bund gemeint,die mit Hartz IV ab näch-
stem Jahr in Kraft tritt.Wie viel Kosten
die Kommunen aber dadurch wirklich
„sparen“, ist noch offen.

Das neue Gesetz wurde auch deshalb
nötig, weil in Hartz IV geregelt ist, dass
alleinerziehende Frauen mit Kindern
„vorrangig“ einen Krippenplatz oder
Kindergartenplatz für ihre Kinder er-
halten sollen. Damit soll erreicht wer-
den, dass solche jungen Mütter einfa-
cher in Jobs vermittelt und gegebenen-
falls (Stichwort „Ein-Euro-Jobs“) auch
gezwungen werden können. Damit die-
se Vorschrift greifen kann, müssen die
Krippenplätze auch da sein.

„Hartz IV sichert Ausbau der Kinder-
betreuung“, hatte die Bundesregierung
deshalb schon am 2. Juli dieses Jahres
stolz verkündet und ihr jetzt beschlos-
senes Gesetz zum Ausbau dieser Be-
treuung angekündigt.

Der Ausbau der Kinderkrippen soll
nicht nur die miserablen Noten der
OECD für das deutsche Bildungswesen
in Zukunft verbessern helfen, sondern
auch dazu dienen, die im OECD-Ver-
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gleich niedrige Erwerbsquote von Frau-
en zu erhöhen und so den Sozialversi-
cherungen mehr Einnahmen zu ver-
schaffen.

Personalaustausch zwischen Innen-
ministerium und Deutscher Bank
www.bmi.bund.de. 25.10. alk. Von ei-
nem Projekt zur Bildung von Seilschaf-
ten zwischen Konzern- und Politikspit-
zen ist auf der Internetseite des Innen-
ministeriums zu lesen: 

Das Bundesinnenministerium und die
Deutsche Bank haben die Initiative zum
personellen Austausch zwischen Privat-
wirtschaft und Öffentlicher Hand er-
griffen. Neben der Deutschen Bank be-
teiligen sich auf Unternehmensseite
BASF, Daimler-Chrysler und Volkswa-
gen. Auf Seiten der Bundesverwaltung
sind mehrere Ministerien einbezogen.
Anfangs werden insgesamt zwölf Mit-
arbeiter ihren mehrmonatigen Einsatz
in der Privatwirtschaft bzw. in der Ver-
waltung antreten. Gleichzeitig läuft die
Vorbereitung zum Austausch von weite-
ren Kandidatinnen und Kandidaten.
Das Projekt ist nicht befristet. Eine er-
ste Evaluierung des Projekterfolgs ist
nach gut einem Jahr vorgesehen.

„Wir wollen jungen Spitzenkräften
die Möglichkeit geben, auf Unterneh-
mens- und Verwaltungsseite Berufser-
fahrung zu sammeln. Beide Seiten kön-
nen durch den Personalaustausch viel
voneinander lernen.Die Bundesverwal-
tung hat sich in den zurückliegenden
Jahren durch das Programm Moderner
Staat stark gewandelt. Diesen Weg zu
mehr Leistung, mehr Bürgernähe und
mehr Flexibilität werden wir weiter be-
schreiten. Nun erhalten Nachwuchs-
führungskräfte aus den Ministerien
auch die Möglichkeit,praktische Erfah-
rungen in deutschen Spitzenunterneh-
men zu sammeln“, sagte Bundesinnen-
minister Otto Schily.

„Mit dieser wegweisenden Initiative
werden wir neue und positive Impulse
sowohl für die Unternehmen als auch
für die Verwaltung setzen. Ein breiter
personeller Austausch zwischen Öffent-
licher Hand und Privatwirtschaft ist in
unserem Land überfällig. Er eröffnet
neue Perspektiven und leistet so einen
wesentlichen Beitrag zum besseren
gegenseitigen Verständnis.Wie hilfreich
dies ist, belegen gute Beispiele in ande-
ren Ländern“, so Dr.Tessen von Heyde-
breck, Mitglied des Vorstandes der
Deutsche Bank AG.

Aus der Deutschen Bank werden ab
Oktober vier hoch qualifizierte Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aus den Be-
reichen Personal, Stiftungsmanage-
ment und IT im Außen-, Innen- und Ge-
sundheitsministerium eingesetzt. Im
Gegenzug wird die Deutsche Bank zu-
nächst drei ausgewählte Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Innen- und des
Finanzministeriums aufnehmen. In der

projektbezogenen Austauschphase
werden die Beamten im Londoner Fir-
menkundenbereich, im Bereich Unter-
nehmenssicherheit und der Abteilung
Compliance (befasst sich mit der Ein-
haltung von Gesetzen und Rechten, d.
Red.) der Deutschen Bank eingesetzt.

Motto: Daimler macht das Verkehrs-
ministerium, Deutsche Bank die Finan-
zen und BASF den Umweltschutz.

Ein Plan aus dem „Sudeten-
deutschen Zimmer“ 
HDO-Journal 2/04, www.bundesrat.de.
maf. In der Bayerischen Vertretung in
Berlin hat Bayerns Sozialministerin
Stewens am 4. Mai 2004 das „Sudeten-
deutsche Zimmer“ eröffnet. Das meldet
die jüngste Ausgabe des Journals des
„Haus des deutschen Ostens München“.
Ein Bild zeigt eine eher kleine, mit sie-
ben Herren und der Frau Ministerin voll
belegte Kammer, an den Wänden ein
paar gerahmte Fotos und Urkunden.
Stewens laut HD-Journal: Schon vor
Jahren sei ein solches Zimmer auch im
Sozialministerium in München einge-
richtet worden. Mit demselben Hinter-
grund gebe es seit 1999 eine Gedenkta-
fel in der Bayerischen Staatskanzlei so-
wie das „Zentrale Denkmal Flucht und
Vertreibung“ in Nürnberg. Wörtlich zi-

tiert das Journal Stewens: „Bayern und
die Sudetendeutschen stehen sei jeher
in besonderer Nähe zueinander … Be-
sonders gekennzeichnet wird diese Ver-
bundenheit durch die von der Bayeri-
schen Staatsregierung vor 50 Jahren
übernommene Schirmherrschaft über
die Sudetendeutsche Volksgruppe“.
Diese „besondere Obhutspflicht“ …
„gründet auf Verantwortungsbewusst-
sein und auf der Überzeugung, dass mit
der europäischen Entwicklung auch
Fortschritte in den berechtigten Belan-
gen der Vertriebenen einhergehen müs-
sen … Die EU hat bei der Aufnahme
neuer Mitglieder das Problem der deut-
schen Heimatvertriebenen ausgegrenzt.
Umso mehr setze ich mich für ein EU-
Programm zur Kulturpflege europäi-
scher Vertreibungsgebiete ein. Die ent-
sprechende Initiative, die bei der Mehr-
heit der Bundesländer einhellige Zu-
stimmung findet, liegt vor.“ — Anschei-
nend hegt man bei der CSU den netten
Plan, die Aktivitäten der Vertriebenen-
verbände von den europäischen Nach-
barn finanzieren zu lassen. Und nicht
nur bei der CSU. Der Bundesrat hat am
15.10.eine Entschließung gefasst,mit der
die Bundesregierung aufgefordert wird,
sich für ein EU-Programm zur Kultur-
pflege europäischer Vertreibungsgebiete
einzusetzen. Zusammenstellung: alk
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Ausbildungsplätze – Daten und Pläne 
www.bildungsministerium.de faz 29.10. maf. Als Müntefering Schröder als SPD-
Vorsitzender ablöste, gab er das Versprechen, die Ausbildungsfrage lösen zu wol-
len und zu können.Die „Drohung“ einer Ausbildungsplatzabgabe sollte die Wirt-
schaft bewegen, Ausbildungsplätze anzubieten. Das hat, wie die Daten zeigen,
nicht funktioniert. Die DGB-Gewerkschaften kritisieren, dass die Regierung mit
der Abgabe nicht ernst gemacht hat.

Nun liegt eine Berufsbildungsnovelle zur Gesetzgebung vor, die es erleichtert,
„neue Berufe“ zu definieren und eine Unzahl von Varianten der Zusammenar-
beit von berufsbildenden Schulen und Betrieben ermöglicht. Von erheblicher
praktischer Bedeutung wird die Vorschrift sein, dass die Kammern Jugendliche
mit rein schulischer Vorbildung zu den Prüfungen zulassen müssen. Dem Ge-
setzgeber schwebt ein Netzwerk, besser sollte man sagen, Labyrinth von Ausbil-
dungsgängen vor, das durch die Akteure, d.h. die Schulträger und die Wirtschaft
auch noch dauernd umgebaut werden kann. Die Planungsunsicherheit, die da-
durch den Jugendlichen aufgebürdet wird, als Bündel von Chancen zu verkau-
fen, ist beinahe schon dreist.
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In der letzten Ausgabe dieser Zeitschrift
war über die geschäftlichen Interessen
des Wohlfahrtssektors an den sog. „Ein-
Euro Jobbern“ und über die Ausein-
andersetzungen um die Ausgestaltung
und demokratische Kontrolle der über-
all entstehenden „Arbeitsgemeinschaf-
ten“ zwischen kommunalen Einrich-
tungen bzw. Behörden und der Agentur
für Arbeit zur Betreuung der künftigen
ALG-II-Bezieher berichtet worden.

Auch in Berlin schreitet die Installie-
rung dieser neuen Einrichtungen rasch
voran. Mindestens 40.000 „Ein-Euro-
Jobber“, teilte der Berliner Senat kürz-
lich mit, wolle man gemeinsam mit der
Agentur für Arbeit im kommenden Jahr
unterbringen.Das wären 5.000 mehr als
bisher in ABM, SAM oder den so ge-
nannten „Hilfe-zur-Arbeit“-Verwen-
dungen der Sozialämter beschäftigt wa-
ren. In der Presse ist sogar von mehr als
50.000 solcher Jobs die Rede.

In den anderen neuen Bundesländern,
die ähnliche Arbeitslosenraten und da-

mit auch ähnlich hohe Zahlen von ALG-
II-Beziehern aufweisen, dürften ent-
sprechende Zahlen angestrebt werden.
Für das Bundesgebiet sind deshalb Zah-
len zwischen 500 000 und einer Million
solcher Jobs im nächsten Jahr leider
nicht zu hoch gegriffen.

Der „Run“ auf Ein-Euro Jobs und seine

Gründe

In der Presse mehren sich jetzt Berich-
te über eine starke „Nachfrage“ nach
solchen Jobs. Dieser „Run“ dürfte sich
in den nächsten Wochen noch verstär-
ken. Er speist sich aus mehreren Quel-
len.

Erstens: Solche Jobs werden schon
jetzt angeboten, ihre Annahme ist aber
– noch – freiwillig.Ab 1.1.2005 wird ihre
Annahme Pflicht. Wer als ALG-II-Be-
zieher dann einen solchen Job verwei-
gert, riskiert Sanktionen, bei Menschen
unter 25 Jahren bis zur Verweigerung je-
der Geldzahlung. Sie erhalten dann le-
diglich noch Lebensmittelgutscheine

und – vielleicht -– die Miete. Kein Wun-
der also, dass insbesondere junge Leu-
te, die schon jetzt kaum Aussichten auf
dem Arbeitsmarkt sehen, jetzt versu-
chen, dann wenigstens solche „Ein-
Euro-Jobs“ zu kriegen,die sie sich selbst
ausgesucht haben. Aber auch ältere Ar-
beitslose machen sich auf die Suche
nach solchen, halbwegs erträglichen
„Stellen“.

Auch das zweite Motiv ist vom Ge-
setzgeber künstlich geschaffen. Denn
die Zuverdienstmöglichkeiten für Ar-
beitslose werden ab 1.1.2005 schlechter.

Bisher konnten Bezieher von Arbeits-
losenhilfe – künftig ALG II – mit Neben-
jobs von maximal 15 Stunden/Woche
ihr Einkommen um monatlich bis zu 154
Euro aufbessern.Viele Putzjobs, Haus-
meisterstellen und ähnliche Nebenjobs
wurden so von Arbeitslosenhilfebezie-
hern übernommen, um ihr kümmerli-
ches Einkommen aufzubessern.

Diese Chance ist ab 1.1.2005 gestri-
chen.Ab dann gilt: Von 400 Euro Neben-

(…) Die Arbeitsgelegenheiten mit Mehr-
aufwandsentschädigung („Ein-Euro-
Jobs“) können im Ausnahmefall eine
Beschäftigungsform darstellen, wenn
die folgenden qualitativen Mindest-
standards sowohl im Interesse der Ar-
beitslosen als auch im Interesse der
übrigen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer erfüllt werden.

1. Die Beschäftigungsform der Ar-
beitsgelegenheiten ist nachrangig. Zu-
nächst müssen andere Fördermöglich-
keiten ausgeschöpft werden. Dabei hat
sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigung Vorrang vor Arbeitsgelegenhei-
ten mit Mehraufwandsentschädigung.
Die Beschäftigung darf für Langzeitar-
beitslose nicht zu einer Sackgasse wer-
den.Eine Beschäftigung muss deswegen
sowohl die Qualifikation als auch die
bisherigen beruflichen Erfahrungen be-
rücksichtigen. (…)

2. Die öffentlich geförderte Beschäfti-
gung muss in jedem Fall zusätzlich sein
und darf reguläre Beschäftigung nicht
verdrängen. Für die Zusätzlichkeit sind
enge Kriterien anzulegen.

Im Zweifel muss ein örtlicher Beirat,
der mit den örtlichen Akteuren am Ar-
beitsmarkt besetzt ist, über die Frage
der Zusätzlichkeit verbindlich ent-

scheiden. Fehlende finanzielle Mittel
der Kommunen oder der Träger allein
sind kein ausreichendes Kriterium für
die Zusätzlichkeit.

3. Die Arbeiten müssen dem Allge-
meinwohl zugute kommen.Das heißt,es
reicht nicht aus, wenn die Arbeiten
durch einen gemeinnützig anerkannten
Träger oder eine Kommune durchge-
führt werden. Vielmehr muss sicherge-
stellt werden, dass auch das Arbeitser-
gebnis der Allgemeinheit dient. Des-
wegen ist der Einsatz von Arbeitslosen
mit Mehraufwandsentschädigung in
privaten Unternehmen generell ausge-
schlossen.

4. Die Tätigkeiten müssen so angelegt
sein, dass ein Überwechseln in den re-
gulären Arbeitsmarkt jederzeit möglich
ist und das Überwechseln durch die Be-
schäftigung gefördert wird.

5. Die „Entlohnung“, bestehend aus
dem Arbeitslosengeld II und der Mehr-
aufwandsentschädigung, darf in kei-
nem Fall den arbeitsbedingten höheren
Existenzbedarf unterschreiten,sondern
muss in einem angemessenen Verhältnis
zu der erbrachten Arbeitsleistung ste-
hen. Dabei sollen tarifliche Vereinba-
rungen oder ortsübliche Löhne als Ver-
gleichsmaßstab hinzugezogen werden.

6.Arbeiten,die den Umgang mit Men-
schen beinhalten, dürfen nur an Ar-
beitslose vermittelt werden, die ihrer
Persönlichkeit nach hierfür geeignet
sind. Diese Arbeiten dürfen keine Tä-
tigkeiten umfassen, die eine besondere
fachliche Ausbildung erfordern (z.B.
Pflege, Betreuung, Erziehung). Darüber
hinaus müssen die Arbeitsuchenden die
Möglichkeit haben,diese Arbeiten in ge-
meinsamer Absprache mit dem Träger
abbrechen zu können.

7. Die Arbeit muss grundsätzlich frei-
willig sein. Unentbehrlich ist die Frei-
willigkeit, wenn Arbeitslose eingesetzt
werden, um pflegebedürftigen, älteren
oder behinderten Menschen bzw. Kin-
dern Gesellschaft oder sonstige zusätz-
liche Dienste zu leisten.

(…)
11. Personen, die weitere unterstüt-

zende Hilfen benötigen, muss diese Hil-
fe auch angeboten werden.Dies gilt ins-
besondere, wenn Menschen aufgrund
einer Erkrankung in ihrer Leistungsfä-
higkeit eingeschränkt sind oder andere
soziale Umstände die Eingliederung er-
schweren.

(Folgen Unterschriften; aus Platzgrün-
den gekürzt)

Personalräte im öffentlichen Dienst sollten Mitbestimmungsrecht reklamieren

Was sind eigentlich Ein-Euro-Jobber –
Anstaltsinsassen oder Arbeitnehmer ?

Dokumentiert: Gemeinsame Erklärung zur öffentlich geförderten Beschäftigung von Deutscher Gewerkschaftsbund, Sozialverband VdK,
Sozialverband Deutschland (SoVD), Katholische Arbeitnehmer-Bewegung (KAB) 

Öffentlich geförderte Beschäftigung darf nicht auf Arbeitsgelegenheiten mit
Mehraufwandsentschädigung („Ein-Euro-Jobs“) reduziert werden
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verdienst darf ein ALG-II-Bezieher ma-
ximal 15% behalten. Von einem „154-
Euro-Job“ bleiben so nur 22 oder 23
Euro übrig. Zusätzlich zur Absenkung
ihrer Arbeitslosenhilfe auf ALG-II-Ni-
veau verlieren also die Betroffenen ab
1.1.05 diesen Zuverdienst fast völlig.

Anders beim „Ein-Euro-Job“. Da der
rechtlich nicht als „Arbeit“ gilt – sonst
wären solche auf Zwang beruhenden
Jobs offensichtlich
Zwangsarbeit und damit
rechtswidrig – gilt auch das
Einkommen nicht als Ar-
beitseinkommen, sondern
als „Mehraufwandsent-
schädigung“ – ähnlich wie
z.B. die Entschädigung für
ehrenamtliche Trainer im
Verein. Diese „Entschädi-
gung“ darf der „Ein-Euro-
Jobber“ deshalb behalten.
Kein Wunder, dass Arbeits-
losenhilfebezieher bei sol-
cher Lage der Dinge versu-
chen, solche Jobs zu krie-
gen.

Arbeitsrechtlicher Status völlig offen

Umso mehr stellt sich das Problem: Was
sind eigentlich Ein-Euro-Jobber ar-
beitsrechtlich? Strafgefangene auf Frei-
gang sind arbeitsrechtlich besser als
Ein-Euro-Jobber eingestuft. Sie haben,
falls sie Arbeit finden, selbstverständ-
lich Anspruch auf tarifliche oder orts-
übliche Bezahlung, auf Urlaubsgeld,
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall,
Kündigungsschutz usw.

Auf einer Veranstaltung des Verbands
Demokratischer Juristen (VDJ) in Ber-
lin wurde diese Frage kürzlich erörtert.
Nachdem ein Sozialrichter die Gemein-
heiten, die mit diesen Menschen ange-
stellt werden, geschildert und ein Ver-
treter der IG Metall berichtet hatte,wel-
che Verrenkungen Bundesregierung und
Agentur für Arbeit derzeit anstellen,um
zu verhindern,dass Anfang 2005 die Ar-
beitslosenzahl über 5 Millionen hoch-
schnellt, „outete“ sich ein Geschäfts-
führer einer Trägergesellschaft, die sol-
che Jobs in Berlin vermitteln soll.

Während in der Vergangenheit Anträ-
ge auf neue ABM- oder SAM-Jobs ein
halbes Jahr oder länger dauerten, hätte
es bei ihm jetzt auf einmal nur zwei Wo-
chen gedauert, und schon habe er nach
Einreichung eines zweiseitigen Antrags
gleich 40 solcher „Ein-Euro-Jobber“
zugeteilt bekommen, denen er nun eine
„Beschäftigung“ organisieren solle.
Diese Jobber bekämen von ihm keinen
schriftlichen Arbeitsvertrag. Er könne
sie anscheinend mündlich durch einfa-
chen Zuruf wieder zur Agentur zurück-
schicken. Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall? Urlaubsgeld? Alles Pusteku-
chen! Von Koalitionsrecht und Streik-
recht ganz zu schweigen. Ein „Ein-
Euro-Job“ gilt als „Maßnahme“ nach
SGB II, und wer eine solche Maßnahme

verweigert oder abbricht, dem drohen
Sanktionen.

Vorschlag: Personalräte alarmieren

Von den anwesenden Arbeits- und So-
zialrechtlern – Anwälte, Richter usw. –
kam dazu der Vorschlag, die Personal-
räte im öffentlichen Dienst über die Ge-
werkschaft ver.di zu alarmieren. Wenn
„Ein-Euro-Jobber“ in ihren Betrieben

auftauchen, sollten die
zuständigen Personalrä-
te sofort ihr Mitbestim-
mungsrecht reklamie-
ren. Das Betriebsverfas-
sungsrecht bzw. Perso-
nalvertretungsrecht
sagt, dass Betriebs- oder
Personalräte über jede
Einstellung mindestens
informiert werden müs-
sen.

Wenn nun solche „Ein-
Euro-Jobber“ auftau-
chen und der Personalrat
Mitbestimmungsrecht
reklamiert, wird es zum

Prozess kommen. Denn die Einstufung
der „Ein-Euro-Jobber“ als Arbeitneh-
mer hätte zahlreiche, vom Gesetzgeber
und den an diesem Geschäft interes-
sierten „Trägergesellschaften“ nicht ge-
wollte Konsequenzen. Die Jobber hät-
ten Arbeitnehmerrechte: Kündigungs-
schutz, Anspruch auf Vertretung durch
einen Betriebs- oder Personalrat, auf
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall,
Streikrecht usw. Sie wären arbeits-
rechtlich nicht mehr völlig rechtlos – im
Grunde vergleichbar mit entmündigten
Insassen von Krankenanstalten – son-
dern „nur“ extrem schlecht bezahlte
Arbeitnehmer.

Der Vorschlag verdient es, überall da,
wo „Ein-Euro-Jobber“ auftauchen, von
den Betriebs- und Personalräten aufge-
griffen zu werden. Das dürfte zunächst
der öffentliche Dienst und andere „ge-
meinnützige“ Einrichtungen sein. Mag
sein, dass solche Mitbestimmungskon-
flikte zunächst nur zu Prozessen führen
und den Betroffenen scheinbar wenig
helfen. Aber es kommt darauf an, mög-
lichst schnell eine Auseinandersetzung
aufzunehmen, die der Ausbreitung sol-
cher Jobs entgegentritt und zugleich
den rechtlichen Status der Betroffenen
verbessert.

„Ehrenamt“ reicht nicht

Auch die hier dokumentierte Erklärung
von DGB, KAB und Sozialverbänden,
Mitte Oktober veröffentlicht, versucht,
dieser Ausbreitung Schranken zu zie-
hen. Die Einstufung von Ein-Euro-Jobs
als „Ehrenamt“ hätte immerhin zur Fol-
ge, dass die Verweigerung solcher Jobs
keine Sanktionen für den Betroffenen
nach sich zieht.Aber der arbeitsrechtli-
che Status derer, die dennoch in solche
Jobs geraten, ist damit nicht geklärt.

rül

Die „Affäre Buttiglione“

Gefahrvolle 
Konstituierungsphase
der EU-Gewalten 
Elemente des Vorgangs, die Zustimmung

verdienen

Die Hauptströmung der hierzu verar-
beiteten (in Deutsch bzw. Englisch pu-
blizierten) Stellungnahmen1 geht in
Richtung Festschreibung von Mindest-
normen/Mindestwerten der sich her-
ausbildenden europäischen Zivilgesell-
schaft. Hier ist eine bemerkenswerte,
nahezu alle politischen Strömungen
übergreifende, Konsensbereitschaft
feststellbar – die erklärtermaßen einer
öffentlichen Meinung Rechnung zu tra-
gen sucht,welche sich oberhalb der mit-
gliedsstaatlichen Gesellschaften eta-
bliert hat. Im Selbstverständnis dieser
öffentlichen Meinung gehören z.B.
interkulturelle Verhältnisse sowie welt-
anschauliche Vielfalt zu den wesent-
lichen Charakteristika dieser europäi-
schen Zivilgesellschaft. Dasselbe gilt
für die Vielfalt persönlicher Lebensfüh-
rung sowie für die Gleichberechtigung
der Geschlechter. Dieses Spektrum will
man insofern erhalten wissen, mithin
beschützt wissen. Und zwar sowohl vor
Einmischungen von staatlicher wie
auch von kirchlicher Seite.

Aus alledem werden Mindestnor-
men/Mindestwerte abgeleitet, die man
hochgehalten wissen will – etwa in deut-
licher Abgrenzung zu neofaschistischen
oder zu religiös-fundamentalistischen
Strömungen. Hier fällt sofort auf, dass
das liberale wie auch das konservative
Lager keine Kommissionsbildung hin-
nehmen wollte, die faktisch – wegen der
Opposition des grünen bzw. sozialisti-
schen Lagers – nur durch die (situative)
Mitabstützung vonseiten jener neofa-
schistischen Kräfte zustande gekom-
men wäre.Das daraus resultierende Zu-
standekommen einer Lager übergrei-
fenden Koalition mit absoluter Mehr-
heit hat nicht nur eine Kultur der Kon-
sensfindung begründet. Sondern diese
große Koalierung eigener Art bot auch
die Möglichkeit zur erstmaligen Anbin-
dung der Kommission an das Parlament
– im Unterschied zum bisherigen Ange-
bundensein dieses Organs an das Gre-
mium der nationalstaatlichen Regie-
rungschefs, den Ministerrat.

Aus dem Wortprotokoll  (s. Dokumen-
tation nächste Seite!) zu seinen Aussa-
gen vor dem EP-Ausschuss für Grund-
rechte wird deutlich, dass Rocco Butti-
glione (der damals designierte EU-
Kommissar für Justiz und Inneres) dem
hier skizzierten Selbstverständnis der
europäischen Öffentlichkeit Rechnung
zu tragen suchte. Die entsprechenden
Bekundungen wirkten insofern nicht

Foto: Arbeiterfotografie
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überzeugend auf die EP-Mehrheit, als
seine bisherige politische Tätigkeit zum
einen geprägt war von seinen religiösen
Auffassungen: „As a believer in brin-
ging religious values into political life
he is practising what he preaches“ (The
Observer, 24.10.2004). „He is a lifelong
member o a conservative organisation,
Communion and Liberation, that is
kown for seeking to bring religious va-
lues into political life“ (The Economist,
21.10.2004). Und zum andern wirkten
Butigliones Bekundungen auch des-
wegen nicht überzeugend,weil diese po-
litische Tätigkeit dazu benutzt wurde,
Regierungsmitglieder vor dem Zugriff
der Justiz zu bewahren.

In diesem Zusammenhang erinnernswert:

konstitutive Elemente der EU

Die institutionellen Regelungen zur
Aufbau-/Ablauf-Organisation der EU
bieten – das wird aus der Buttiglione-
Affäre überdeutlich! – faktisch einen
gewissen Spielraum für die Schürung
bzw. Nutzung von Konflikten zwischen
dem Europäischen Parlament und den
Mitgliedstaaten. Auf der einen Seite
kann die Beachtung der Gleichbehand-
lung aller Mitgliedstaaten nur zum Aus-
druck kommen über die gleichberech-
tigte Präsenz. Auf der anderen Seite ist
dieser Typus von Präsenz naturgemäß
nicht herstellbar im Parlament, wo es
um die anteilige Vertretung der jeweili-
gen nationalstaatlichen Bevölkerungen
geht. Diese gleichberechtigte Präsenz
kann insofern nur auf der EU-Struk-
turebene  Ministerrat/Kommission ein-
gelöst werden: Dies ist denn auch – auf-
grund der ausgiebigen Erörterungen
plus Konsensbildungen dazu im dama-

ligen Konvent! – expliziter Verfassungs-
auftrag.

Die Nationalstaaten entsenden nicht
nur ganz bestimmte Personen in die EU-
Kommission,die sie für geeignet halten,
sie dort zu repräsentieren. Sondern die
Nationalstaaten sind dort dauernd (im
Unterschied zu ihrer periodischen Prä-
senz im EU-Ministerrat) präsent in Ge-
stalt dieser jeweiligen Personen. Dieser
Tatbestand auferlegt insbesondere dem
Parlament die stete Beachtung des Prin-
zips der Wahrung der Gleichbehand-

lung aller Mitgliedstaaten – etwa bei der
konkreten Befassung mit den von dort
entsandten Personen, z.B. vermittels
Ausschussanhörung. Diese Beachtung
ist auch schon deshalb erforderlich,weil
die angesprochene Entsendung bereits
mit einer Einschränkung erfolgt: Und
zwar insofern, als sie in Abstimmung
mit dem designierten Kommissionsprä-
sidenten stattfinden muss, auf den sich
zuvor der Ministerrat geeinigt hat. Die-
ser Zwang zur Abstimmung stellt die
betreffenden Personen bereits im vor-
parlamentarischen Raum grundsätz-
lich zur Disposition: Hier leisten die
Mitgliedstaaten Verzicht auf ihre abso-
lute Souveränität in dieser Frage!

Die konkrete Befassung mit jenen de-
signierten Kommissionsmitgliedern hat
diesem Verzicht Rechnung zu tragen: sie
kann nur darauf abgestellt sein, eine
hinreichende fachliche Kompetenz in
Erfahrung zu bringen.Diese Art der Be-
fassung muss selbstredend nicht mehr
gewahrt werden im Verlaufe der tat-
sächlichen Amtszeit dieser Kommis-
sionsmitglieder,wo es dann um die kon-
krete Amtsausübung geht. Der parla-
mentarische Umgang mit diesen Perso-
nen auf der EU-Ebene muss sich somit
an diesem Punkt zwangsläufig – will er
dem o.a. Prinzip der Gleichbehandlung
Rechnung tragen! – vollständig unter-
scheiden vom Umgang der national-
staatlichen Parlamentsopposition mit
Personen aus der dortigen Regierungs-
mannschaft: Dieser Umgang hat zu-
nächst grundsätzlich die besonderen Si-
tuationen sowie die besonderen Krite-
rien zu beachten, die in den einzelnen
Mitgliedsstaaten hingeführt haben zur
Auswahl des betreffenden Kommis-

Öffentliche Verantwortung – 

private Gesinnung 

„Wenn wir Politik machen, verzichten
wir nicht auf das Recht moralischer
Überzeugungen, und ich mag denken,
dass Homosexualität eine Sünde ist,
und das hat keinerlei Auswirkung auf
die Politik, außer ich würde sagen, dass
Homosexualität ein Verbrechen ist. Auf
die gleiche Art sind Sie frei zu denken,
dass ich in den meisten Bereichen des
Lebens ein Sünder bin, und das hat kei-
ne Auswirkung auf unsere Beziehungen
als Bürger. … Wir können eine Gemein-
schaft der Bürger aufbauen,selbst wenn
wir in manchen moralischen Fragen
unterschiedlicher Meinung sind. Der
Staat hat kein Recht, seine Nase in die-
se Dinge zu stecken, und niemand darf
auf der Basis seiner sexuellen Orientie-
rung oder irgend einer geschlechtlichen
Orientierung diskriminiert werden.Das
steht in der Charta der Grundrechte,das
steht in der Verfassung, und ich habe
mich dazu bekannt, diese Verfassung zu
verteidigen“.

Stellung der Geschlechter zueinander

„Das Wort Ehe (Marriage) kommt vom
lateinischen ,Matrimonium‘, was so viel
heißt wie Schutz der Mutter und so exis-
tiert die Familie, um Frauen zu ermög-
lichen,Kinder zu haben und den Schutz
eines Mannes zu haben, der sich um sie
kümmert und das ist die traditionelle
Sicht der Familie, die ich verteidige. Ich
glaube nicht,dass das in diesem Bereich
besonders relevant ist,da die Definition
der Ehe in die Kompetenz der Mit-
gliedsländer fällt. Ob ich also so denke
oder ob ich anders denke, hat keine
praktische Auswirkung. Übrigens ist
das die Ansicht, die in 22 von 25 Mit-
gliedsländern heute akzeptiert ist.Es ist
keine Angelegenheit der Union, es soll-
te keine Angelegenheit der Union wer-
den, es ist eine Angelegenheit der Mit-
gliedsländer und soll das auch bleiben“.

Gleichgeschlechtliche Beziehungen

„Ich denke die Rechte der Homosexuel-
len sollten auf der gleichen Grundlage
verteidigt werden wie die Rechte aller

anderen europäischen Bürger. Wenn es
in Bezug auf Homosexuelle spezifische
Probleme gibt, bin ich bereit, diese spe-
zifischen Probleme in Erwägung zu zie-
hen. Wenn sie mir etwa sagen, dass es
eine besondere Konzentration von Ge-
walt gegen Homosexuelle gibt,dann bin
ich bereit, über eine spezifische Gesetz-
gebung zum Schutz der Homosexuellen
gegen diese Gewalt nachzudenken, um
das Recht auf Gleichberechtigung bes-
ser zu garantieren.Aber ich würde nicht
akzeptieren,dass Homosexuelle eine ei-
gene Kategorie sind und dass der Schutz
ihrer Rechte auf einer Basis stattfinden
soll, die anders ist als für die Europäi-
schen Bürger insgesamt.“

Verhältnis der Kulturen bzw. Religionen

zueinander

„Eine multikulturelle Gesellschaft ist
wie die Ehe. Wenn sie Kulturen zusam-
men bringen, die ein hohes Niveau
gegenseitigen Verständnisses aufbauen
können, dann kann das dem Paradies
gleichen.Wenn nicht,dann kann das der

Rocco Buttiglione vor dem Ausschuss für Grundrechte des Europäischen Parlaments  

Zwischen der Stärkung des EU-Parlaments
und seiner Benutzung für (deutsche) Vor-
machtsinteressen ist oft nur ein schmaler
Grat
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sionsmitglieds. Das EU-Parlament
muss sich hier vor Anmaßungen hüten
hinsichtlich der Beurteilung dieser in-
neren mitgliedsstaatlichen Verhältnisse
bzw. Abläufe. Sie muss es insbesondere
unterlassen – in vollständiger Verwech-
selung des Charakters des EU-Parla-
ments mit dem Charakter der national-
staatlichen Parlamente! –, sich die Rol-
le einer dortigen inneren Opposition an-
zumaßen.

Elemente des Vorgangs, die Ablehnung

verdienen

Es ist ganz bemerkenswert, dass hier –
parteienübergreifend! – sich insbeson-
dere die deutsche Seite ein Recht (des
Europäischen Parlaments) auf Voraus-
wahl anmaßt: Ohne dass diese mit-
gliedsstaatlichen Repräsentanten über-
haupt auch nur eine Stunde (in die
Kompetenz der EP-Kritik fallende)
Amtszeit absolviert haben, sind sie be-
reits Gegenstand der Kritik bzw. Vor-
verurteilung. Diese Vorverurteilung
wird hergeleitet aus der alleinigen Fest-
legung der Kommissarsverantwortlich-
keit auf die EU-Ebene. Also auf jene
Ebene, die sich in der europäischen Öf-
fentlichkeit herausbildet als National-
staaten übergreifende Gesellschaft mit
einer eigenen öffentlichen Meinung auf
der Grundlage einer eigenen Werteord-
nung. In diese Richtung zielen die o.a.
Demontagen: Sie suchen Bewertungs-
muster aufzunötigen dahingehend, was
„europakonform“ ist und was  „nicht
europakonform“ ist … D.h. zielen hin
auf umfassende Oberhoheit über die öf-
fentliche Meinung vermittels Ausle-
gung – dem klassischen Instrument ei-
nes von Hohen Priestern getragenen

Klerikalismus. Dieser Kritikpunkt soll
im Folgenden näher erläutert werden.

In einer Verlautbarung der Bundes-
vorsitzenden von Bündnis 90/Die Grü-
nen ,Claudia Roth,vom 14.10.2004 wird
u.a. festgestellt: „Die Äußerungen von
Rocco Buttiglione … sind untragbar.
Dieser Doppelschlag mittelalterlicher
Moral und sexueller Diskriminierung
steht nicht für das weltoffene und tole-
rante Italien, das ich kennen gelernt
habe. Sie stehen nicht für die Werte, auf
die wir Europa bauen können. Butti-
glione ist als EU-Kommissar nicht ge-
eignet“2. In einer weiteren Verlautba-
rung – hier der Landesvorsitzenden des
Bündnis 90/Die Grünen  in Bayern,The-
resa Schopper, vom 28.10.2004 – wird
u.a. festgestellt: „Ein Politiker, der
glaubhafte Rechtspolitik für die Euro-
päische Union des 21.Jahrhunderts ma-
chen soll und solche Ansichten vertritt,
hat sich disqualifiziert. In der EU muss
das Zusammenleben von Menschen mit
unterschiedlicher Religion, Tradition,
Kultur und sexueller Orientierung or-
ganisiert werden. Fundamentalismus
jeglicher Art ist dabei die größte Gefahr
für eine tolerante und weltoffene EU.
Deshalb darf er keinen Platz in einem
wichtigen Gremium wie der EU-Kom-
mission haben“3.Bereits eine Woche da-
vor, am 21.10.2004, hatte Volker Beck –
Erster Parlamentarischer Geschäfts-
führer der Bundestagsfraktion Bündnis
90/Die Grünen  – u.a.erklärt: „Herr But-
tiglione ist mit seinen Auffassungen für
das Amt eines EU-Kommissars unge-
eignet“4.

Hier wird abgestellt – und zwar ganz
ausschließlich! – auf die Weltanschau-
ung bzw. auf die Gesinnung eines desi-
gnierten EU-Kommissionsmitglieds:
auf seine „Äußerungen“,seine „Ansich-
ten“,seine „Auffassungen“.Die persön-
liche Meinung wird bewusst losgelöst
von der Politik des Betreffenden (auf die
sie einen prägenden Einfluss haben
mag) verhandelt.Würde sie in Verknüp-
fung mit dieser Politik verhandelt, was
nicht wenige EP-Abgeordnete getan ha-
ben, dann wären gewisse Schlussfolge-
rungen möglich hinsichtlich der Res-
sortpolitik des designierten EU-Kom-
missars. Ob sie zu einer Ablehnung der
betreffenden Person führen müssen,
bleibt aber auch dann noch fraglich –
wie folgende Nachricht aus ‚Queer – das
schwule Online-Magazin‘ deutlich
macht:

„26.10.2004 – Straßburg. Der briti-
sche Labour-Politiker Peter Mandelson,
offen schwuler Kandidat für den Posten
des EU-Handelskommissars, unter-
stützt Rocco Buttiglione als Innen- und
Justizkommissar, obwohl dieser Homo-
sexualität als ‚Sünde‘ bezeichnet hatte.
Mandelsohn rief die sozialistische Frak-
tion im Europäischen Parlament auf,die
Kommission zu bestätigen. ‚Wir müssen
natürlich dem Parlament zuhören und
wir müssen die Einwände verstehen …

aber das Parlament kann nicht mit dem
Vorschlaghammer darauf bestehen, die
Kommission umbauen zu wollen‘[…]“5.

Mandelson’s Feststellungen tragen
hier v. a. dem weiter oben behandelten
EU-Verfassungsprinzip der Gleichbe-
handlung aller Mitgliedstaaten Rech-
nung. Dieses Prinzip ist bedroht durch
den – insbesondere vom Lager der Grü-
nen (aber auch von Sozialdemokraten)
betriebenen – Versuch der Etablierung
eines weltlichen, totalitär anmutenden
Klerikalismus. Es wird zusätzlich be-
droht durch die – ebenfalls vom Lager
der Grünen ausgehende (und sowohl
vom sozialdemokratischen wie auch
vom konservativen Lager unterstützte)
– Forderung nach Gestellung von
„hochqualifizierten“ Kommissionsmit-
glieds seitens der Nationalstaaten. Hier
sucht die Bewertung der privaten Mei-
nung (des Betreffenden) den Schulter-
schluss zur Bewertung der fachlichen
Eignung (dt.) – und zwar unübersehbar
in Anknüpfung an bekannte Dünkel der
akademischen Mittelklasse sowohl in
West-Ost-Richtung wie auch in Nord-
Süd-Richtung: 

Unter der Überschrift „Neue EU-
Kommissare. Deutsche wollen nur noch
erste Sahne“ berichtet Spiegel Online
am 28.10.04 Folgendes: „Deutsche Eu-
ropaparlamentarier drängen darauf,
dass nach dem Scheitern der designier-
ten EU-Kommission nur noch erstklas-
sige Kandidaten vorgeschlagen werden.
‚Hier kann man nicht Leute zweiter
Wahl ablegen, sondern muss erste Sah-
ne bringen‘, fordert CDU-Mann [Elmar]
Brok. Daniel Cohn-Bendit [Fraktions-
chef der Grünen im EP /Red.] verlangt
den Austausch weiterer Kandidaten …
,Herr Barroso hat sechs Maurer da, und
mit denen will er ein Flugzeug bauen‘
[…]“6. Neben dem designierten Kom-
missar aus Italien werden von dieser
Seite die Anwärter aus Griechenland,
den Niederlanden, Dänemark, Lettland
und Ungarn ins Spiel gebracht – d.h.aus
überwiegend kleineren Mitgliedstaa-
ten. Es wäre schlimm für alle kleineren
und mittleren EU-Staaten, wenn diese
Bedrohungen tatsächlich fest im Euro-
päischen Parlament verankert werden
können. huh

Anmerkungen:
1 V.a. aus: Financial Time Deutschland, Börsen-

spiegel, Neue Züricher Zeitung, Frankfurter
Allgemeine, Spiegel.online, Tagesschau-onli-
ne, Phoenix.online, ZDF heute Magazin, Der
Standard, The Guardian, The Observer, The
Economist.

2 http://www.gruene-partei.de/cns/presse/
dok/45/45438-print.htm

3 http://www.bayern.gruene.de/cms/presse/
dok/46/46971-print.htm

4 http://www.gruene-fraktion.de/cms/presse/
dok/46/46225.buttiglione_als_eukommissa…

5 http://www.queer.de/artikeldruck.php?article
_id=1879&ptitle=Homo-Kommissar%20…

6 http://www.spiegel.de/politik/ausland/
0,1518,druck-325330,00html

Hölle gleichen. Wir kennen Beispiele
multikultureller Gesellschaften der er-
sten und der zweiten Art. Daher müssen
wir uns alle darum bemühen, in Europa
eine multikulturelle Gesellschaft auf-
zubauen. Das ist lebenswichtig. … Ich
glaube nicht, dass Menschen aufgrund
ihrer Religion diskriminiert werden
sollten. Und ich denke, dass der Dialog
zwischen Religionen so statt finden soll-
te, dass Menschen ermuntert werden,
einander zu respektieren. Respekt zu
haben heißt nicht, dass man glauben
sollte, dass der andere Recht hat und es
kein Falsch und Richtig gibt. Sie kön-
nen wohl zwischen richtig und falsch
unterscheiden, Sie können denken, dass
sie Recht haben und jemand anderer
irrt, und dennoch glauben, dass er als
menschliches Wesen einen unendlichen
Wert hat und unendlichen Respekt ver-
dient.“

APA-Übersetzung aus dem Englischen. Quelle:
Der Standard, 18.10.04. http://derstandard.at/
druck?id=1824262 [eingefügte Zwischenüber-
schriften nicht im Original/Red.]
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Durch eine reine Personalentscheidung kön-
nen die Kritikbewegungen, die es an der
Interventionspolitik der Westmächte gibt,
nicht mehrheitsfähig werden. Das zeigt sich
anlässlich der Wahl des US-Präsidenten, bei
der sich die Anti-Kriegs-Opposition darauf
konzentrierte, die Wiederwahl des Kriegs-
präsidenten zu verhindern, wobei mehr oder
weniger stillschweigend vereinbart wurde,
über die Inhalte einer anderen Außenpolitik
könnte dann danach gesprochen werden. 

Die Präsidentenwahl in den USA wur-
de weltweit mit Spannung erwartet.Die
Weltöffentlichkeit, soweit so etwas in
der Meinungsbildung in den einzelnen
Ländern und Regionen zum Ausdruck
kommt, erhoffte die Abwahl von Geor-
ge W. Bush. In den USA hat sich die Kri-
tik an der Politik des Präsidenten vor al-
lem in den Küstenstaaten durchgesetzt,
die stärkere kulturelle und wohl auch
wirtschaftliche Beziehungen zur Welt-
gesellschaft unterhalten als die Binnen-
staaten, die auf weite Strecken hin im-
mer noch ländlich geprägt sind. Wahr-
scheinlich glaubt man hier,wo über Fra-
gen der Außenpolitik traditionell wenig
diskutiert wird, immer noch, die USA
könnten die Intervention in den Irak mi-
litärisch erfolgreich abschließen. Diese
Erwartung wird weltweit eher nicht ge-
teilt, und auch innerhalb der USA gibt
es davon ein Bewusstsein.

Da andererseits aber noch keineswegs
erwiesen ist,dass der Irak-Krieg die mo-
bilisierbaren Kräfte des Landes über-

fordert, wie das etwa Anfang der 70-er
Jahre bei dem Vietnam-Engagement der
USA offen zu Tage lag, fand Kerry nicht
die Bedingungen für eine Neukonzep-
tion der US-Außenpolitik vor. Im Vor-
feld der Wahlentscheidung waren sich
die Kommentare aller Spielarten einig,
dass auch ein Regierungswechsel nicht
zu einer bedeutenden oder raschen Än-
derung der Irak-Politik der USA führen
würde. Auch Kerry würde den militäri-
schen Erfolg suchen; allerdings wurde
angenommen, dass der demokratische
Bewerber versuchen würde, die West-
mächte in die weiter anstehenden Ent-
scheidungen einzubeziehen bzw.zu ver-
wickeln.

Gegen einen solchen Konkurrenten
konnte Bush die Hoffnung auf das
Durchsetzungsvermögen der USA; auf
einen Sieg, mobilisieren, verbunden mit
der unbestreitbaren Tatsache, dass eine
Abwahl des Präsidenten die Moral der
Truppe weiter hätte schwächen müssen.

Bush hat (Stand 3.11., 14 Uhr) in ab-
soluten Stimmen im ganzen Land rund
3,5 Millionen Vorsprung und liegt mit
51% zu 48% vor Kerry liegt. Er wird al-
ler Wahrscheinlichkeit nach auch die
Mehrheit bei den Wahlmännern errei-
chen. Bush wird das Wahlergebnis als
Legitimation seiner Interventionspoli-
tik begreifen und mehr noch als Auftrag,
den begonnenen Krieg bis zum Sieg zu
führen.

Die Opposition in den USA wird ei-
nen stärker legitimierten Präsidenten

vorfinden, der dazu tendiert, auftreten-
de Schwierigkeiten durch Erhöhung des
Einsatzes zu überspielen.

International wird die Tendenzen zur
Ausweitung und Vernetzung der ver-
schiedenen Interventionsfelder und
-methoden gestärkt. Die Kampagne zu
Delegitimierung Irans läuft bereits auf
vollen Touren und unter Einbeziehung
der Verbündeten, so soll der BRD-
Außenminister laut Radiomeldungen
gesagt haben, Atomwaffen in der Hand
der Mullahs würden „wir“ nicht hin-
nehmen.

Das Wahlergebnis in den USA zeigt,
dass die öffentliche Meinung, die in so
vielen Ländern und Regionen mehr-
heitlich und nachdrücklich die Tendenz
zur Militarisierung der internationalen
Politik kritisiert und ablehnt, das staat-
liche Handeln nicht steuern kann. Das
ist keineswegs eine spezielle Eigen-
schaft der US-Gesellschaft. Wird zum
Beispiel das fortdauernde Engagement
der BRD im früheren Jugoslawien hier-
zulande auch nur annähernd vergleich-
bar mit der Kritik der US-Öffentlich-
keit an der Irak-Intervention ihrer Re-
gierung diskutiert?

Der Kandidaten Kerry ist von der Kri-
tik der Bevölkerung an der Staatspoli-
tik weit getragen worden.Seine Nieder-
lage ist schlimm, weil der Kampf gänz-
lich auf die Ablösung Bush ausgerichtet
war und nicht mit der Entwicklung ei-
ner anderen außenpolitischen Konzep-
tion, der die Stimmen für Kerry auch
nach einer Wahlniederlage zu Gute ge-
kommen wären.

So wälzt sich der trübe Strom der Er-
eignisse weiter, und die Vielfalt ziviler
Beziehungen, die sich in der Weltgesell-
schaft herausbilden, wird beständig
überboten durch eine rückständige,
macht- und gewaltorientierte Politik
der Staaten.

In den Gesellschaften der Metropolen
etabliert dieser seltsame Gegensatz eine
seltsame Koexistenz von Kritik und
Wirklichkeit. Noch werden die Bürge-
rinnen und Bürger von dem staatlichen
Handeln nicht mit ihrer ganzen Person
in Anspruch genommen. Sie sehen die-
se Interventionen als Beobachter. Die-
ser Zustand ist nicht stabil.

Die Kriegführung aus dem Geiste der
Übermacht und des Diktierens bereitet
den Boden für Gegenschläge und At-
tentate. In den USA wird von der
Wiedereinführung der allgemeinen
Wehrpflicht bereits geredet.

Auch hier in der BRD wird diese Fra-
ge einen deutlichen Hinweis für die Ent-
wicklung der Staatspolitik geben.Wird
die allgemeine Wehrpflicht einfach auf-
gehoben, wie viele glauben, oder wird
sie zu einer allgemeine Dienstpflicht
um- und ausgebaut wird, die in enger
Verzahnung mit Aufgaben des soge-
nannten Zivilschutzes, ja sogar bei der
Polizei abgeleistet werden kann.

maf

US.Wahlen

Interventionspolitik bestärkt – Friedens-
bewegung – was nun?

254  
Electoral Votes

VOTE % 51%

VOTE 58,162,305

252  
Electoral Votes

48% VOTE %

54,623,559 VOTE

99% precincts reporting - Updated: 7:56 a.m. ET

Internetseiten von CNN(kleines Bild) und ntv am 3.11.



PB 23/2004• AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT 9

Rund 1600 Studierende demonstrierten am 21.10. in Wien ge-
gen die Studienbedingungen an der Universität (links). Aus-
gegangen war der Protest von der Studienrichtungsvertre-
tung des Publizistik-Instituts: Aufgrund der dortigen Situa-
tion hatten die Dozenten keine Anmeldungen für Diplomar-
beitsthemen mehr angenommen. Aber die Misere ist allge-
mein, deshalb breitete sich der Protest rasch aus. Die Studie-
renden fordern, dass die Universitäten mit ausreichenden Fi-
nanzmitteln ausgestattet werden. Ein zweiter Anlass der De-
monstration ist die Verhängung von Studiengebühren für aus-
ländische Studierende. Ab sofort müssen sie je Semester über

700 Euro zahlen. Die Demonstration forderte die Rücknah-
me. (Quelle: Indymedia Österreich, Bild: zerofunktion-pix.tk)

Studentenproteste auch in Belgien: 10.000 Studierende aus
den französischsprachigen Landesteilen demonstrierten am
28. Oktober in Brüssel für ausreichende finanzielle Ausstat-
tung der Hochschulen. Das war bereits die zweite Großde-
monstration innerhalb von drei Wochen. Seit 8 Jahren ist der
Haushalt der Universitäten nicht mehr erhöht worden. Die
Seminare und Vorlesungen platzen aus allen Nähten, denn die
Zahl der Studierenden nimmt regelmäßig zu, um fast 12% seit
96/97.

Auch in Österreich: Soziale Selek-
tion durch das Schulwesen

Die Arbeiterkammer (AK) hat zusam-
men mit dem Gewerkschaftsbund
(ÖGB) eine Studie in Auftrag gegeben,
die die soziale Diskriminierung des
Schulsystems beleuchtet. Die Studie
zeigt eindeutig, dass Bildung immer
noch auch eine Frage des Geldbeutels ist
und dass die Kinder von „Wenig-Ver-
dienern“ auch bei gleichen schulischen
Leistungen alle Aussichten haben, an
den verschiedenen Hürden beim Über-
gang von der einen zur nächsten Bil-
dungsstufe hängen zu bleiben.Einer Er-
hebung der Arbeiterkammer zufolge
sind die Kosten des Schulbesuchs für
Eltern enorm. Für die Oberstufe geben
sie für allgemeine und schulspezifische
Materialien in der Allgemeinbildenden
höheren Schule 516 Euro pro Schul-
jahr/Jugendlichen aus, dazu kommen
1.200 Euro jährlich für Verpflegung
während des Schultags und durch-
schnittlich 558 Euro für Nachhilfe, in
der Summe also jährlich 2.00 Euro für
jedes Schulkind, für Wenig-Verdiener
kaum zu bezahlen. Des weiteren ver-
weisen AK und ÖGB auf die Ergebnisse
der PISA-Studie,die weitere Mechanis-
men der Selektion bloßgelegt hatte. Die
beiden Organisationen erheben als
Schlussfolgerungen aus den Untersu-
chungen die Forderungen nach gemein-
samer Mittelstufe für alle Kinder unter
14 Jahren,Ausbau ganztägiger Schulen,
Recht auf Förderunterricht und Recht
auf einen Ausbildungsplatz durch be-
vorzugten Ausbau der berufsbildenden
Schulen und Öffnung der Berufsschu-

len für Jugendliche ohne Lehrvertrag.
(Quelle: Mitteilung der Arbeiterkam-
mer, 19.10.)

San Francisco: Hotelstreik dauert an
Seit Wochen sind Beschäftigte aus Ho-
tels in San Francisco – inzwischen stieg
ihre Zahl auf 4000 – im Streik bzw. aus-
gesperrt (wir berichteten). Der Bürger-
meister von San Francisco, der Hotel-
Management und Gewerkschaft zu-
nächst zu einer „Abkühlungsphase“
aufgefordert hatte, ruft inzwischen
dazu auf, die aussperrenden Hotels zu
boykottieren. Die Streikenden halten
ihre Streikposten Tag für Tag aufrecht,
und sie erhalten anhaltend und zuneh-
mend Unterstützung sowohl von ande-
ren Gewerkschaften wie auch von poli-
tischen und sozialen Organisationen
und Bewegungen. (Quelle: Indymedia
San Francisco Bay)

Roma-Elend in der EU
Eine soziologische Untersuchung der
Lebensbedingungen von Roma in der
Slowakei hat Erschreckendes ans Licht
gefördert. Erforscht wurden zwischen
August 2003 und Juni 2004 1.575 Dör-
fer, die von der Mehrheitsbevölkerung
als Roma-Siedlungen bezeichnet wer-
den und in denen 320.000 Roma leben.
150 dieser Siedlungen werden vollstän-
dig „segregiert“ bezeichnet. Es sind
Roma-Siedlungen ohne Kanalisation,
Wasserleitung, Gas- und Stroman-
schluss. In diesen Siedlungen leben
etwa 30.000 Menschen. Laut der Sozio-
login Iveta Radicova kann man eine

Rangfolge akuter Probleme feststellen.
Ganz oben stehen demnach 12 Siedlun-
gen, in denen es die elementaren Le-
bensbedingungen für Menschen über-
haupt nicht gebe. Diesen 12 Siedlungen
folgen weitere 44, deren Bewohner laut
Radicova „an der Grenze der Mensch-
lichkeit und der Zivilisationskriterien
leben“.

Die Statistik aller Roma-Siedlungen
besagt in aller Kürze: 39% der Häuser
bzw. Hütten sind an Wasserleitungen
angeschlossen. 13% haben eine Kanali-
sation. 15% haben einen Gasanschluss,
89% einen Stromanschluss. (Quelle: Ra-
dio Slowakei, DW)

Armut und Wohnungsnot in Ungarn
Das Ausmaß wurde auf einer jüngst
durchgeführten Konferenz in Budapest
zum Thema „Präventive Strategien im
Kampf gegen Obdachlosigkeit“ publik.
Schätzungen zufolge leben rund 25.000
Obdachlose im neuen EU-Mitglieds-
land auf der Straße, weitere ca. 300.000
Menschen gelten als wohnungslos, d.h.
haben keinen rechtlich gesicherten An-
spruch auf Wohnraum und können je-
derzeit vor die Tür gesetzt werden.
500.000 Menschen haben so gravieren-
de Schulden, dass sie vom Verlust der
Wohnung bedroht sind, und weitere
500.000 verfügen über einen persön-
lichen Wohnraum von weniger als 6 qm.
1,5 Millionen Menschen leben in Ver-
hältnissen unterhalb jeglichen Min-
deststandards,d.h. ihre Unterkunft bie-
tet keinen Zugang zu Wasser,Strom und
Heizung. (Quelle: Pester Lloyd, DW)

Zusammenstellung: scc
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Rüstungskonzern Diehl ist an der
Universität Dortmund unerwünscht
DORTMUND. „Kein Produzent von Land-
minen und Streubomben an unserer
Uni!“, mit dieser Forderung war die at-
tac-Campus-Gruppe Dortmund Ende
Oktober 2004 in die Sitzung des Senats
der Universität Dortmund gegangen.
Vom 9. bis 11. November findet auf dem
Universitätsgelände die studentische
Unternehmensmesse Konaktiva statt.
Eines von 80 Unternehmen ist die Diehl
Stiftung & Co. aus Nürnberg. Das Pro-
blem: Diehl ist Produzent von völker-
rechtlich umstrittenen Landminen und
Streubomben. Nun hat der Senat ent-
schieden: „Der Vorsitzende des Senats
teilt der Firma Diehl mit, dass sie auf
dem Universitätsgelände unerwünscht
ist“. Bereits im letzten Jahr war Diehl
auf der Konaktiva vertreten, schon da-
mals gab es Proteste gegen den Konzern.
Dennoch hatte die Projektleitung der
Konaktiva keine Bedenken, das Unter-
nehmen erneut einzuladen. Daher sieht
Rainald Ötsch von attac-Campus den
Senatsbeschluss als einen ersten Erfolg
an: „Streubomben sind barbarische
Waffen. Folgt man der Logik interna-
tionaler Verträge, müssten diese Waffen
längst verboten sein“.

Um die Diskussion weiter zu fördern,
hat die Gruppe die an der Messe betei-
ligten Unternehmen schriftlich um eine
Stellungnahme gebeten. Für den Fall,
dass Diehl auf der Messe vertreten sein
wird, hat die attac-Campus-Gruppe
Proteste angekündigt. Der Rektor wird
diesen Protesten den erforderlichen
Raum geben.

Enttäuschend findet die attac-Grup-
pe den Einwand des Dekans der wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultät,
Prof.Wolfgang Schünemann. Zu diesen
Zeiten müsse man über jedes Unter-
nehmen froh sein, welches Arbeitsplät-
ze schaffe, so Schünemann. Und zudem

könne jeder Student selber entscheiden,
ob er bei einem Unternehmen wie Diehl
arbeiten möchte. „Hier mit der Arbeits-
marktkeule zu kommen halte ich für un-
verantwortlich“, so Rainald Ötsch von
attac-Campus dazu.

www.landmine.de/de.titel/index.htm

Kampagne: Kein Spiel mit Bildung –
Hochschulrahmengesetz vor Gericht
BERLIN. Seit 2002 verbietet das Hoch-
schulrahmengesetz (HRG) den Ländern
zumindest die Einführung allgemeiner
Studiengebühren. Langzeitstudienge-
bühren oder Studienkonten sind zwar
nach wie vor als Ausnahme in „beson-
deren Fällen“ möglich, Modelle wie
nachlaufende Studiengebühren sind je-
doch ausgeschlossen. Die Länder Ba-
den-Württemberg, Bayern, Hessen,
Sachsen, Hamburg und das Saarland
klagen derzeit gegen dieses Gebühren-
verbot – und haben für einen möglichen
Fall des HRG schon konkrete Gebüh-
renpläne in der Schublade. Am 9. No-
vember 2004 findet nun die mündliche
Verhandlung zur 6. HRG-Novelle vor
dem Bundesverfassungsgericht statt.

Der freie zusammenschluss von studen-
tInnenschaften (fzs) als Dachverband
der Studierendenschaften wird neben
Hochschulrektorenkonferenz, Deut-
scher Forschungsgemeinschaft und
Deutschem Studentenwerk eine Stel-
lungnahme abgeben. In dieser setzt der
fzs sich dafür ein, dass ein bundeswei-
tes Verbot von Studiengebühren not-
wendig ist. Gleichzeitig führen die Stu-
dierenden eine bundesweite Unter-
schriftenaktion durch mit folgendem
Inhalt: 

„Mit meiner Unterschrift spreche ich
mich gegen jede Form von Studienge-
bühren aus und fordere ein bundeswei-
tes Verbot von Studiengebühren. Dies
schließt auch die Abschaffung bereits
bestehender Studiengebühren ein.

Ich fordere demokratische Entschei-
dungsstrukturen an den Hochschulen:
Dazu ist eine paritätische Besetzung der
Hochschulgremien mit DozentInnen,
Studierenden und MitarbeiterInnen der
Hochschule sowie eine Stärkung der
Verfassten Studierendenschaft durch
eine bundesweite gesetzliche Veranke-
rung mit erweiterten Kompetenzen, un-
erlässlich.“ 

www.kein-spiel-mit-bildung.de

Greenpeace blockiert mit einer Blitz-
aktion Zwischenlager in Gorleben
LÜCHOW-DANNENBERG. Gut sieben Ton-
nen Stahl und Beton hatten die Um-
weltschützer von Greenpeace für ihr
„Monument“ verarbeitet, mit dem sie
am 27.10.2004 in einer Blitzaktion die
Hauptzufahrt des Gorlebener Atom-
müll-Zwischenlagers blockierten. „Be-
tonköpfe“ sei der Name des Werkes, er-
läuterte Greenpeace-Sprecherin Ortrun
Albert – eine Anspielung auf die Vor-
standsvorsitzenden der größten deut-
schen Energieversorger, deren Konter-
feis in Beton an der Vorderseite der
Stahlkonstruktion angebracht waren.

HEIDELBERG.Am 23.10.2004 fand zwischen 13 und
17 Uhr eine Demonstration gegen das Berufsver-
bot statt, das im Sommer offiziell gegen den Hei-
delberger Realschullehrer Michael Csaszkóczy
verhängt wurde.Etwa 1000 Menschen beteiligten
sich am Protest gegen diese Repressionsmaßnah-
me, die politisches Engagement kriminalisiert
und AktivistInnen einschüchtern soll. Die De-
monstration wurde von einem breiten Bündnis
von Gewerkschaften, Menschen- und Grund-
rechtsorganisationen sowie linksradikalen, anti-
faschistischen Gruppen getragen, was sich nicht
nur in der Zusammensetzung des Zuges, sondern
auch in den zahlreichen Redebeiträgen und Gruß-
botschaften zeigte. Der Bezirkspersonalratsvor-
sitzende Ulrich Karl (GEW) betonte in seiner
Rede auf der Abschlusskundgebung: „Jede und
jeder muss das Recht haben, auch im Beamten-
status,seine demokratischen Grundrechte unein-
geschränkt wahrzunehmen.“ Weitere Protestak-
tionen werden vorbereitet.

www.gegen-berufsverbote.de
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Unter anderem Professor Dr. Claassen
von der EnBW. „Mit jedem Castor-
Transport nach Gorleben wird der dor-
tige Salzstock als Atommüll-Endlager
zementiert“, so Ortrun Albert wörtlich,
„und das, obwohl dieser undicht und
damit zur Endlagerung gänzlich unge-
eignet ist“. Darauf und auf die ungelös-
te Endlager-Problematik hatten die
Umweltschützer aufmerksam machen
wollen.Um der Polizei die Räumung der
Blockade zu erschweren, hatten sich
drei Greenpeace-Aktivisten in der Kon-
struktion festgekettet. Herausgeholt
wurden sie schließlich durch ein Loch,
das die Beamten mit einem so genann-
ten „Blech-Knabber“ in die Hülle
stanzten. Den Aktivisten droht nun eine
Anzeige wegen Hausfriedensbruch und
Nötigung. www.pipeline.de

Friedensorganisationen kritisieren
den rot-grünen „Abrüstungsbericht“
BERLIN. Am 21.10.2004 debattierte der
Bundestag den so genannten „Abrüs-
tungsbericht“, in dem die Bundesregie-
rung ihre Außen- und Militärpolitik
lobt. Dazu erklären 9 große Friedensor-
ganisationen: „Unter Rot-Grün wurde
die Zahl der im Ausland stationierten
Soldaten vervielfacht, das größte Auf-
rüstungsprogramm aller Zeiten durch-
geführt und deutsche Waffen bzw.in Ko-
operation gefertigte Waffen selbst in
Krisen- und Kriegsgebiete geliefert.Mit
der Umwandlung der Bundeswehr von
einer so genannten ,Verteidigungsar-
mee‘ zu einer weltweiten Interventions-
truppe betreibt die Bundesregierung
der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands (SPD) und von Bündnis
90/Die Grünen aktive Kriegspolitik …
Geradezu dramatisch ist die Entwick-
lung im Bereich der Rüstungsexporte.
Im Jahr 2003 avancierte Deutschland
nach den USA und Russland zum welt-
weit drittgrößten Rüstungsexporteur.
Derzeit werden die letzten Hemm-
schwellen überschritten. Rüstungsex-
porte in Krisengebiete und an men-
schenrechtsverletzende Staaten wie Is-
rael, die Türkei, den Irak oder Libyen
sind Ausdruck einer Außenpolitik, die
Menschenrechte außer Acht lässt und
stattdessen ungeniert die Rüstungsin-
dustrie bedient.

Wir fordern konkrete Schritte zur Ab-
rüstung. Zu ihnen zählen: 
• der Verzicht auf Auslandseinsätze der
Bundeswehr,
• die deutliche Verkleinerung der
Bundeswehr,
• die Abschaffung der Wehrpflicht,
• die Kürzung der Rüstungsausgaben
um mindestens fünf Prozent pro Jahr,
• den Stopp aller Rüstungsexporte,
• den Abzug aller Atomwaffen aus
Deutschland,
• die Förderung ziviler Konfliktbear-
beitung und der Friedensforschung,
• keine Militarisierung der EU durch

Rüstungsbeschaffungsmaßnahmen und
die Aufstellung von EU-Einsatztrup-
pen.“  www.uni-kassel.de/fb10/frieden

3500 gegen NPD und Sozialabbau –
NPD Aufmarsch ein Desaster
HANNOVER. Etwa 3500 bis 4000 Men-
schen beteiligten sich am 23.10.04 an
der antifaschistischen Bündnis-Demo
unter dem Motto: „Gegen NPD & Sozi-
alabbau! Nazis wegRocken!“ in Hanno-
ver.Von Anfang an hatte die Polizei ver-
sucht,die Antifa-Demo zu kriminalisie-
ren. So wurden fadenscheinige Argu-
mente wie „Glasflaschen in
der Demo“, „zu dicke Fah-
nenstangen“ und „Vermum-
mung“ dazu benutzt, die
Demo immer wieder zu den
Weg mit Polizeiketten zu
versperren. Nur der Beson-
nenheit der Demo-Teilneh-
merInnen ist es zu verdan-
ken gewesen, dass die Situ-
ation nicht eskalierte … 

Für die NPD war der Tag
ein Flop. Nur etwa 167 ge-
zählte Nazis schafften den
Weg nach Hannover. Wäh-
rend des gesamten Aufzuges
wurden die Nazis von enga-
gierten BürgerInnen und Antifas mit
Anti-Nazi Rufen und Pfiffen begleitet.
Auch Barrikaden sollen vereinzelt auf-
gestellt worden sein, um den Nazis den
Weg zu versperren.

Eine Sprecherin der Antifaschisti-
schen Aktion Hannover: „Der NPD
wurde gezeigt,dass sie in Hannover kein
Fußbreit bekommt. BürgerInnen und
Antifas haben auch nach der Antifa
Demo gemeinsam ihren Protest dorthin
getragen, wohin dieser auch gehört;
nämlich direkt an die Naziroute.“

www.puk.de/aah/aah/

Verbesserung der humanitären Lage
illegalisierter Menschen ist nötig
KÖLN. Nach Schätzungen leben zwi-
schen 500.000 und 1,5 Millionen Men-
schen ohne jeglichen ausländerrecht-
lichen Aufenthaltsstatus in der Bundes-
republik Deutschland.Alleine im Groß-
raum Köln dürften es bis zu 25.000 „Pa-
pierlose“ sein. Die „Initiative gegen Il-
legalisierung in Köln“ will sowohl die
Mitglieder des Stadtrates als auch die
Verwaltung für eine Politik gewinnen,
die Illegalisierung vermeidet, statt sie
zu fördern, und die die sozialen Rechte
dieser Personengruppe in Köln gewähr-
leistet. Die Fraktionen wurden aufge-
fordert, folgende Forderungen zu be-
rücksichtigen: 
• Grundrechte: „Gewährleistung von
Schulrecht und Schulpflicht für Kinder
aus illegalisierten Familien. Erleichte-
rung des Zugangs zur Gesundheitsver-
sorgung für Illegalisierte.“
• Aufklärung: „Erstellung einer unab-

hängigen Studie über die Situation Il-
legalisierter und von Illegalisierung Be-
drohter in Köln.“
• Entkriminalisierung: „Eine Überein-
kunft über die Nichtanwendung der
Meldepflicht öffentlicher Stellen hin-
sichtlich Informationen über Illegali-
sierte gegenüber dem Ausländeramt
(§76 AuslG/§87 AufentG). Selbstver-
pflichtung der Ordnungs- und Polizei-
behörden, illegalisierte Menschen, die
humanitäre oder karitative Beratungs-
einrichtungen aufsuchen, nicht zu ob-
servieren.“ Lokalberichte Köln 22/04

Protest gegen RWE-Wassergeschäft
– Vortragstour mit Eddie Cottle
ESSEN. Am 28.10.2004 versammelten
sich in Essen einige Wasseraktivisten,
um gegen die Geschäftspolitik des welt-
weit drittgrößten Wasserkonzerns,
RWE, zu demonstrieren. (Bild) 

Saskia Teepe,Privatisierungsexpertin
bei Attac: „Wasserkonzerne nehmen
dramatische Folgen in Kauf, damit ihre
Gewinne stimmen: Steigende Preise,
abnehmende Wasserqualität, schlechte
Arbeitsbedingungen und für die Ärms-
ten oft gar keinen Zugang zu sauberem
Trinkwasser.Es gibt weltweit Proteste.“
Besonders in Entwicklungsländern,
aber auch hier in Deutschland kam es
zu Kungeleien mit der Politik, zu extre-
men Preissteigerungen und anderen
Skandalen.

Die deutsche und europäische Politik
fördert diese Expansion durch Privati-
sierungen, Liberalisierungsrichtlinien,
im Rahmen der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) und über so genannte Ent-
wicklungshilfe.Deshalb richtet sich der
Protest auch an die Politik.

Die Aktion ist zugleich der Auftakt zu
einer bundesweiten Vortragstour zum
Thema Wasserprivatisierung, zu der At-
tac den Südafrikaner Eddie Cottle ein-
geladen hat. Er ist ehemaliger Direktor
des ländlichen Entwicklungsnetzes für
Dienstleistungen, unabhängiger Wis-
senschaftler und aktiv im Anti-Privati-
sierungs-Forum.
Zur Vortragstour: www.attac.de/priva-
tisierung/wasser/speakerstour2.html

Zusammenstellung: baf
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Wie auch in dieser Zeitschrift schon berichtet, setzt sich die offene Liste der PDS im München dafür ein, dass sich der Stadt-
rat dem überparteilichen, auch von einer Reihe von PDS-Politikerinnen geförderten Aufruf „Für religiöse Vielfalt – Gegen
Zwangsemanzipation“ anschließen möge. Diese Initiative wurde von vielen Menschen, die in der interkulturellen Arbeit ste-
hen, begrüßt. In der Diskussion der Bündnisgrünen und auch in der SPD wurde das Anliegen kontrovers, mehrheitlich aber
ablehnend beurteilt. Bei der Abstimmung im Stadtrat folgte einer lebhaften und aufschlussreichen Diskussion ein bleiernes
Ablehnungsverhalten aller Fraktionen. Immerhin: Zweifel an der Gleichschaltungskampagne, die von den Unionsparteien
ausging und weiterwuchert wird, sind gesät. Brigitte Wolf

München

Das Kopftuchgesetz und unser Eintreten für
interkulturelle Solidarität
Brigitte Wolf, Redekonzept zur Kopftuchde-
batte im Münchner Stadtrat am  27.10.2004:

Kolleginnen und Kollegen, Herr Ober-
bürgermeister

Grundsatzfragen nicht ausblenden 

Ich halte es für schädlich,wenn versucht
wird, politisch schwierige, bis in die
Grundstruktur persönlicher Überzeu-
gungen reichende Fragen aus der öf-
fentlichen Diskussion im Stadtrat aus-
zuklammern.Bei den Stolpersteinen tat
sich hier der Ältestenrat unrühmlich
hervor, heute bei der Frage eines Kopf-
tuchverbotes hatte das Schulreferat die
Federführung. Mit der vorgeschobenen
Begründung, der Stadtrat habe in die-
ser Sache keine Regelungskompetenz,
wurde versucht,meinen Antrag auf dem
Verwaltungsweg zu erledigen.Wenn das
künftig das Kriterium für politische De-
batten im Stadtrat sein soll,könnten wir
uns zu wichtigen Themen in Bund und
Land überhaupt nicht mehr äußern.
Beim Büchergeld haben wir z.B. auch
keine Regelungskompetenz.

Differenz nicht gleichbedeutend mit Dis-

kriminierung

Nachdem das Schul- und Kultusreferat
bis zur Erarbeitung der Beschluss-
vorlage mittlerweile mehr als zehn
Monate Zeit hatte, hätte ich zumin-
dest eine differenzierte Ausein-
andersetzung mit dem Inhalt des
Aufrufs gegen ein Kopftuchverbot
erwartet. Dies ist jedoch nicht der
Fall. Auch die zustimmenden Stel-
lungnahmen von Ausländerbeirat
und Sozialreferat, Stelle für inter-
kulturelle Arbeit, werden nicht be-
rücksichtigt.

Einzig inhaltlicher Ablehnungs-
grund der Vorlage: Der Wunsch,
„eine Differenz im Verständnis von
Sittsamkeit und Tugendhaftigkeit
gegenüber der Aufnahmegesell-
schaft zu dokumentieren“, bedeute
gleichzeitig eine „Diskriminierung
von Nicht-Kopftuch-Trägerinnen“.
Diese bemühte Verknüpfung ist un-
logisch und politisch unzulässig.

Wir alle geben mit der Auswahl
von Kleidung oder Accessoires Sig-

nale an unsere Umwelt – seien es Sig-
nale der Differenz oder der Dazugehö-
rigkeit. Zu Recht entziehen sich die
meisten dieser Signale der öffentlichen
Kritik und Erörterung – nur unter gu-
ten Freunden sind Bemerkungen mög-
lich, ohne dass dies zu tiefsitzender Ver-
ärgerung führt. Denn Kleiderfragen
sind heute bei uns ein Teil der persön-
lichen Freiheit – in langjährigen gesell-
schaftlichen Kämpfen gewonnen. Ich
erinnere nur an die Auseinandersetzun-
gen darum, ob Frauen Hosen tragen
dürfen. Trotzdem unterliegen wir alle
immer noch Traditionen, Zwängen (z.B.
firmeneigene Dress-Codes) oder auch
selbst gewählten Restriktionen. Auch
bei uns ist es noch nicht lange her, dass
„Frau“ nicht ohne Hut ausging – und auf
dem Land nicht ohne Kopftuch. In un-
serem gesellschaftlichen Umfeld signa-
lisieren wir damit nur Dinge über uns
selbst – und keine Wertung von anderen.

Vorbildfunktion der Schulen?

Von den Befürwortern eines Kopftuch-
verbotes wird oft die Vorbildfunktion
der Schule angeführt.Vorbildhaft wäre
es in der Tat, „die zunehmende religiö-
se Vielfalt in der Schule aufzunehmen
und als Mittel für die Einübung gegen-

seitiger Toleranz zu nutzen, um so einen
Beitrag in dem Bemühen um Integration
zu leisten“, wie das Verfassungsgericht
eine mögliche Option ausführt. Statt
dessen werden ausschließlich Symbole,
die auch im islamischen Glauben Ver-
wendung finden, aus dem öffentlichen
Schulsystem herausgedrängt. In der
Schule, in der eine Kultur des Zu-
sammenlebens gelehrt, gelernt und ge-
übt werden sollte, entsteht eine Atmo-
sphäre von Diskriminierung und Aus-
schluss.

Religions- und Bekenntnisfreiheit als

Menschenrecht

Bekenntnisfreiheit gilt für Christen und
Muslime gleichermaßen, sie steht weder
unter Gesetzesvorbehalt, noch unter
dem Vorbehalt der hergebrachten Kul-
tur. Deshalb kann das Kopftuch als re-
ligiöses Symbol auch nicht einfach ver-
boten werden, da damit die Religions-
freiheit der betroffenen Frauen beein-
trächtigt würde.

Aus dem schulischen Bereich kann
das Kopftuch als religiöses Symbol nur
entfernt werden, wenn gleichzeitig an-
dere religiöse Symbole verbannt wer-
den. Hier ist das Votum des Verfas-
sungsgerichts eindeutig – wenn auch

verschiedene Landesregierungen
der Union dies bewusst leugnen.

Damit verbunden ist dann ein
Übergang von einer offenen Neu-
tralität des Staates hin zu einer dis-
tanzierenden Neutralität (Beispiel
Frankreich) gegenüber den ver-
schiedenen Religionen und religiö-
sen Bekenntnissen. Eine distanzie-
rende Neutralität des Staates ver-
bindet sich leicht mit hierarchi-
schen Zuweisungen: „Der Staat“,
„das Volk“ – oder auch „die Partei“
– steht dann über der einzelnen Per-
son und ihren – oft auch religiösen –
Bedürfnissen. Mir persönlich ist es
lieber,wenn die Menschen mit all ih-
ren Bedürfnissen Ausgangspunkt
gesellschaftlicher Entwicklungen
und staatlicher Organisation sind.

Kopftuch ein politisches Symbol?

Der Freistaat Bayern versucht, das
Kopftuch nicht als religiöses, son-
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dern als politisches Symbol zu verbie-
ten: In dem Gesetzentwurf heißt es:
„Äußere Symbole und Kleidungsstücke,
die eine religiöse oder weltanschauliche
Überzeugung ausdrücken, dürfen von
Lehrkräften im Unterricht nicht getra-
gen werden, sofern die Symbole oder
Kleidungsstücke bei den Schülern und
Schülerinnen oder den Eltern auch als
Ausdruck einer Haltung verstanden
werden können, die mit den verfas-
sungsrechtlichen Grundwerten und Bil-
dungszielen der Verfassung einschließ-
lich den christlich-abendländischen
Bildungs- und Kulturwerten nicht ver-
einbar ist.“ D. h. es kommt überhaupt
nicht darauf an, aus welchem Grund
eine Frau ein Kopftuch trägt,ob aus per-
sönlicher, religiöser Überzeugung, oder
um tatsächlich für eine islamisch fun-
damentalistische Gesellschaftsordnung
einzutreten. Um auf verfassungsfeind-
liche Aktivitäten angemessen reagieren
zu können, genügt auch für Lehrerin-
nen, wie für ihre männlichen Kollegen,
das geltende Beamtenrecht.

Das Kopftuch ist ein traditionelles,
geschlechtsspezifisches Kleidungs-
stück in vielen Herkunftsländern der
Migration. Es ist kein Symbol einer ver-
botenen Vereinigung. Die Regelung, wie
der Freistaat sie plant, lässt einen wei-
ten Spielraum für hoheitliche Eingriffe
in die persönliche und religiöse Freiheit
– und das, ohne dass die Betreffenden
sich wehren könnten. Schließlich
kommt es gar nicht mehr auf den Ein-
zelfall an, sondern lediglich darauf, was
Dritte auch verstehen könnten. Dies
unterliegt in großen Teilen der Defini-
tionsmacht der Mehrheitsgesellschaft.
Damit reiht sich dieser Gesetzentwurf
ein in die unselige „Leitkulturdebatte“,
ein bayrischer Beitrag zum „Kampf der
Kulturen“. Zu Recht lehnen deshalb
SPD und Grüne im Landtag dieses Ge-
setz ab.

Kopftuch als Unterdrückungssymbol

Von Teilen der Frauenbewegung wird
ein Verbot des Kopftuchs als Symbol ge-
schlechtsspezifischer Unterdrückung
unterstützt. In vielen Herkunftsländern
gibt es tatsächlich traditionelle oder
staatlich sanktionierte Kleidervor-
schriften in dieser Richtung.Unsere Ge-
setze müssen sich jedoch auf unseren ge-
sellschaftlichen Kontext beziehen und
den Zielen einer offenen Gesellschaft
dienen. Eine Frau mit Hochschulbil-
dung, deutschem Pass, gesicherter An-
stellung und guter Bezahlung als Leh-
rerin, wird sich nicht derart unterdrü-
cken lassen – wenn sie es denn tatsäch-
lich als Unterdrückung empfindet.Wis-
senschaftliche Studien zeigen aber ge-
rade, dass die Motive für das Tragen ei-
nes Kopftuchs durchaus vielfältig sind.
Diese Realität vollständig zu ignorieren
und als einzig zulässige Interpretation,
die Unterdrückung von Frauen zu defi-
nieren, missachtet die Betroffenen und

Das gesetzliche Kopftuchverbot ist eine
normative Reaktion auf das Nebenein-
ander der Kulturen und Bekenntnisse,
das sich im Zug der Globalisierung in
den Ballungszentren entwickelt hat.
Gegen ein Symbol gerichtet, entfaltet
diese Maßnahme selber symbolische
Wirkungen, die über das rein rechtliche
und die unmittelbar betroffenen weni-
gen Lehrerinnen weit hinausgehen. Der
Schule,vor noch nicht langer Zeit  durch
demokratische Bewegungen von der
Konfessionsschule zur Gemeinschafts-
schule modernisiert, droht Rückent-
wicklung zu einer nationalchristlichen
Bekenntnisschule.

Alles, was nicht gesetzlich verboten
ist, ist erlaubt, aber lange nicht alles,
was erlaubt ist, ist auch richtig. Mit so
einfachen Feststellungen wahrt der mo-
derne Mensch seine individuelle Frei-
heit gegenüber dem Staat und räumt
ein, dass Zusammenleben von Men-
schen mehr erfordert. Dass zwischen
den Regeln, die ein Mensch braucht, um
sein Verhalten vor sich selbst und ande-
ren rechtfertigen zu können, und dem,
was die öffentliche Gewalt durchsetzen
kann,eine Unterschied gemacht werden
muss, folgte als Erfahrungssatz aus den
Schrecken der Religionskriege.

Für den Staat gilt seither, dass er sei-
ne Legitimation von den Bürgerinnen
und Bürgern hat, für das Individuum,
dass es sein Bekenntnis frei wählen
kann, aber nicht berechtigt ist, es ande-

ren aufzuzwingen. Unter „Bekenntnis“
in diesem Sinne fällt nicht nur die Reli-
gion, sondern jede Auswahl von Grund-
sätzen zur Organisation des Zu-
sammenlebens. Zu der praktischen Er-
fahrung, dass in der modernen Gesell-
schaft die Wahl des Bekenntnisses bei
Strafe von Religionskriegen frei sein
muss, liefert der jüngst verstorbene,
international hoch angesehene Philo-
soph John Rawls ein interessante Er-
klärung. Danach gibt es für das Verhal-
ten freier und vernünftiger Individuen
in einer komplexen Gesellschaft so vie-
le vernünftige Möglichkeiten, dass die
Auswahl nicht eindeutig sein kann.Ver-
schiedene Menschen werden verschie-
den wählen. Es entstehen Differenzen,
die sich nicht auflösen lassen,so dass ihr
Nebeneinander und Miteinander ver-
mittelt werden muss.*

Ein Bekenntnis, oder, modern ausge-
drückt, eine Globaltheorie, also eine
Sammlung von Grundsätzen, nach der
sich das Individuum richtet, wird nicht
nur benötigt, damit man ohne Beschä-
mung „in den Spiegel schauen“ kann,
sondern immer, wenn es um nähere, frei
gewählte Beziehungen geht,namentlich
bei Partnerschaft und Ehe. Sind die
Unterschiede zu groß, wird die Gestal-
tung von enger Gemeinschaft kompli-
ziert. Die Partner müssen „aufeinander
zugehen“, aber auch „zueinander pas-
sen“. In engem Zusammenhang mit der
Religions- und Bekenntnisfreiheit steht

schreibt selbst patriarchale Verhaltens-
muster fort.

Berufsverbote wegen Kopftuch?

Die Ausweitung eines Kopftuchverbo-
tes in andere Bereiche des öffentlichen
und beruflichen Lebens hat schon be-
gonnen: in Hessen ist z.B. geplant, allen
Beamtinnen das Tragen von Kopftü-
chern zu verbieten. Und der Münchner
Kreisverband von Bündnis 90/ Die Grü-
nen fordert sogar ein Verbot aller religi-
ösen und weltanschaulichen Symbole
im öffentlichen Dienst – also nicht nur
für BeamtInnen, sondern auch für An-
gestellte, z.B. im Reinigungsdienst oder
in Kindergärten. Im Ergebnis bleiben
die Frauen und Mädchen verstärkt an
Haus und Familie gebunden, statt auf
ihrem Weg zu beruflicher Unabhängig-
keit und Selbstbestimmung unterstützt
zu werden. Durch Nichtakzeptanz kul-
tureller und religiöser Vielfalt wird die
so oft befürchtete „Entwicklung von
Parallelgesellschaften“ nach Kräften
gefördert.

Kolleginnen und Kollegen, Sie wer-
den sich vielleicht fragen, warum ich es

für wichtig halte, dass sich der Stadtrat
in dieser Frage positioniert. Schließlich
gibt es in den städtischen Schulen wahr-
scheinlich gar keine Lehrerin mit Kopf-
tuch.Aber gerade die symbolische Will-
kür des geplanten Gesetzes halte ich für
äußerst gefährlich. Ich gehe davon aus,
dass die Mehrheit von Ihnen diese ne-
gativen Auswirkungen eines Kopftuch-
verbotes ebenfalls verhindern will.
Dann dürfen Sie es aber auch nicht ein-
fach geschehen lassen. Wenn Sie den
Aufruf „Religiöse Vielfalt statt Zwangs-
emanzipation“ nicht unterstützen wol-
len, dann müssen Sie eben einen ande-
ren Vorschlag machen. Ich möchte Sie
bitten, mit Ihrem Votum ein Zeichen zu
setzen für die Gleichbehandlung aller
Religionen im öffentlichen Leben. Ein
Zeichen dafür, dass alle Einwanderin-
nen und Einwanderer als Bürgerinnen
und Bürger mit allen Rechten und
Pflichten gesellschaftliche Anerken-
nung finden. Denn Integration ist ein
zweiseitiger Prozess, der die aufneh-
mende Gesellschaft genauso fordert wie
die eingewanderten neuen Mitglieder.

•

Plädoyer für eine interkulturelle Gemeinschaftsschule

Das Kopftuchverbot – böses Vorzeichen 
für die Entwicklung der Schulen
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deswegen die Freiheit, eine Ehe oder
Partnerschaft einzugehen, bzw. auch,
sich zu scheiden.

Für die mündigen Erwachsenen ist
das alles heutzutage leicht zu formu-
lieren.Wer seine Lebensweise anderen
aufzwingen will, wird bald allein ste-
hen. Wer dazu dann noch den Staat
einsetzen will, landet im international
nicht akzeptablen braunen Bereich.

Viel schwieriger wird die Sache,
wenn es um die Erziehung von Kin-
dern geht.

Bei der Erziehung steht am Anfang
nicht die Wahlfreiheit, sondern die
Übernahme von Gewohnheiten aus
der näheren Umgebung, die Gestal-
tungsmacht für diese Umgebung liegt
zunächst ganz bei den Eltern. Erst im
Zuge des Heranwachsens kann auf
Impulse aus der weiter werdenden
Welt zugegriffen werden.**

Da es eine Tendenz der Eltern gibt,
Erziehungsschwierigkeiten mit Aus-
dehnung ihrer Vormacht zu bewälti-
gen, wird die Elterngewalt durch die
Öffentlichkeit eingegrenzt.

Am Ende von Kindheit und Jugend
steht die Mündigkeit. Die Mündigkeit
zur Wahl eines Bekenntnisses wird be-
reits mit 14 Jahren gesetzlich einge-
räumt.

Die Schulpflicht und die immer wich-
tiger werdende vorschulische Erzie-
hung setzen aber viel früher ein.

Auf dieser faktischen Grundlage ist
satter Streit um den „Erziehungs“-Auf-
trag der Erziehungseinrichtungen mög-
lich und findet auch regelmäßig statt.
Solche Einrichtungen könnten dazu
dienen,die Erziehungsbemühungen der
Eltern durch ideologischen Gleichklang
zu potenzieren. Diese naheliegende
Meinung geht fehl, weil die Schule für
die Kinder nicht die Fortführung der El-
ternschaft mit erweiterten Mitteln ist,
sondern ein Tor zur Welt außerhalb der
Familie.

Aber auch der Staat kann von den El-
tern Erziehung in seinem Sinne und
nach seinem Gesetz fordern. So war es
zum Beispiel im deutschen Faschismus,
der die deutsche Familie forderte und
die Vielfalt der Bekenntnisse unter-
drückte, weil sie mit einigen ihrer sitt-
lichen Bestimmungen den verbrecheri-
schen Staatszielen im Wege standen,
und letztlich, weil die Berufung auf Ge-
wissensentscheidungen dem faschisti-
schen Grundprinzip von Führerherr-
schaft und Gefolgschaftstreue im Wege
stand.

Nach dem Untergang des Faschismus
konstituierte sich mit anderen Berei-
chen der Gesellschaft auch das Schul-
wesen neu. In Bayern als „Bekenntnis-
schule“.In dieser Konstruktion wird die
Schule auf das Bekenntnis der Eltern
ausgerichtet. Konfessionelle Ausbil-
dung der Lehrkräfte, ausufernder Reli-
gionsunterricht durch Geistliche,
Schulgebet, Schulgottesdienst, Pflicht

zum Gottesdienstbesuch, Ahndung von
religiösen Abweichungen durch die
Schuldisziplin sind nur die äußeren An-
zeichen einer solchen Ausrichtung.

Da Kinder bekanntlich am meisten
voneinander lernen,geht es im Kern da-
rum, fremde Einflüsse auszuschließen
und zu erreichen, dass sie ihr spezifi-
sches Bekenntnis für menschlich-nor-
mal und alle anderen für was besonde-
res halten.

Eine wichtige Grundlage dieser
Schulorganisation war die in Deutsch-
land vielfach vorhandene regionale Vor-
machtstellung von Bekenntnissen.*** 

Diese Grundlage war mit den großen
Bevölkerungsverschiebungen nach dem
zweiten Weltkrieg definitiv dahin.So er-
gab sich eine Chance, die Volksschule
aus der Herrschaft der Konfessionen zu
befreien. Nach erheblichem Druck aus
der Bevölkerung wurde 1968 die Verfas-
sung geändert, an Stelle der „Bekennt-
nisschule“ trat eine „christliche Ge-
meinschaftsschule“.

Das so erzwungene Nebeneinander
von damals noch für jeden offensicht-
lich verschiedenen Bekenntnissen (so
durften Evangelische am Freitag Wurst
essen, Katholische nicht, von speziellen
Feiertagen ganz zu schweigen) ermög-
lichte der damals jungen Generation so-
fort,man kann beinahe sagen, schlagar-
tig, zu begreifen, dass hinsichtlich des
Bekenntnisses Verschiedenheiten mög-
lich sein und Wahlfreiheit bestehen
muss. Das wurde durch das faktische
Nebeneinander der Konfessionen er-
reicht.

Die Kirchen waren auf Grund solcher
Ereignisse geradezu gezwungen, in eine
sog.ökumenische,d.h.kirchenorganisa-
tionsübergreifende Bekenntnisbewe-
gung auszuweichen, die mit Toleranz
notwendig verbunden war. So sind z.B.
noch heute in den antirassistischen Be-

wegungen, in der Flüchtlingssolida-
rität und im Kampf gegen Fremden-
feindlichkeit diese Richtungen eine
nicht wegzudenkende, tragende
Kraft.

Dieser schwache, aber reale Ansatz
gesellschaftlich gelebter Vielfalt der
Bekenntnisse und Kulturen ist heute
in Gefahr.Wieder setzt eine praktische
Entwicklung den Ausgangspunkt.
Letztlich in Folge der Globalisierung
nimmt in der BRD das Spektrum der
ausgeübten Bekenntnisse zu.

So wie vorher im Mikrokosmos der
evangelischen bzw.,katholischen „Be-
kenntnis-Schule“ je nach regionaler
Situation die Überlegenheit einer
Konfession über die andere unüber-
sehbare Wirklichkeit war und kulti-
viert wurde, besteht jetzt wieder die
Gefahr, dass in der Schule nicht Tole-
ranz gelehrt und gelernt und geübt
wird, sondern Überlegenheitsgefühle
und Ansprüche auf Vorherrschaft und
Leitkultur.

Gerade weil die früher schroffen
Differenzen zwischen den christlichen
Konfessionen heute wirkungsschwach
geworden sind, kann die irrige Ansicht
entstehen, eine christlich-abendlän-
disch geprägte Gemeinschaft von Men-
schen, sei seien Kirchenmitglieder oder
nicht, stelle vorbildliche religiöse Tole-
ranz und Bekenntnisvielfalt dar, ob-
wohl für den (ziemlich großen) Rest der
Menschheit  augenscheinlich ist, dass
hier Vormachtstellung abendländischer
Bekenntnisse und Lebensweisen zele-
briert wird.

Das gesetzliche Kopftuchverbot für
Lehrerinnen schafft mithin eine symbo-
lische Grenze, hinter der sich die fak-
tisch im Entstehen begriffene interkul-
turelle Gemeinschaftsschule zu einer
christlich-abendländischen, vielleicht
auch national-abendländischen Be-
kenntnisschule wandeln könnte.

Gegenüber dieser gefährlichen Ten-
denz wird es nicht fruchten,wenn – noch
dazu ohne jede Aussicht auf praktischen
Erfolg – versucht wird, die Lage durch
Verbot aller „religiösen Symbole“ zu
entschärfen.Schule und Lehrkräfte un-
ter solchem Gesetz würden selbst zu ei-
nem Symbol. Durch den Ausschluss al-
ler anderen Bekenntnisse käme nichts
anderes als eine Art Hyper-Bekenntnis
für Lehrkräfte zustande, und da die öf-
fentliche Schule eine Staatsveranstal-
tung ist, würde praktisch und höchst
wirksam, eine Art Staatsreligion ge-
schaffen.

Wie aber soll man sich zu dem Argu-
ment stellen,dass Bekenntnisse nun mal
nicht gleich bzw.gleichwertig sind,dass
einige individuelle Freiheiten und Men-
schenrechte zulassen und andere nicht? 

Der oben schon erwähnte John Rawls
hält fest, dass die Öffentlichkeit ver-
mittels der Staatsgewalt dort eingreifen
kann, wo Bekenntnisgemeinschaften
Menschen nicht loslassen wollen, ihren

Verkirchlichte Schule. Karikatur aus dem Simpli-
zissismus. Vor 100 Jahren verspottet, unterge-
gangen, heute als christlich-abendländisch-na-
tionale Bekenntnisschule wieder im Kommen ?
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Druck zur ALG-Antragsabgabe
kein Einzelfall: FRANKFURT/MAIN.
Die rechtswidrige Praxis Frankfurter
Sozialrathäuser, die Sozialhilfe nicht
auszuzahlen,um den Eingang der An-
träge auf Arbeitslosengeld II (ALG II)
zu beschleunigen, hatte Methode. In
einigen Stadtteilen war die Sozialhil-
fezahlung ohne Begründung bei po-
tentiellen ALG II-Berechtigten einge-
stellt worden. Diese Leistungsbezie-
henden hatten in den speziell für die
Abwicklung der ALG II-Anträge ein-
gerichteten Stellen zu melden. Erst
wenn die Betroffenen den Antrag ab-
gegeben hatten, wurde die Auszah-
lung der Sozialhilfe veranlasst. In die-
sen Vorgang waren nachweislich meh-
rere Abteilungen des jeweiligen Am-
tes eingebunden, was ohne Anord-
nung „von oben“ nicht denkbar ist.

Dass es sich bei diesen Vorgängen
nicht um eine Frankfurter Spezialität
handelt, offenbart eine Umfrage, die
die Bundesarbeitsgemeinschaft der
Sozialhilfeinitiativen bei ihren Mit-
gliedsorganisationen durchgeführt
hat. Bundesweit bedienen sich Ar-
beits- und Sozialämter rechtswidri-
ger Mittel und eines rüden Umgangs-
tons, um Arbeitslose und Sozialhilfe-
beziehende unter Druck zu setzen,da-
mit sie den ALG II-Antrag frühzeitig
abgeben. Das Sozialforum Hamburg-
Süd berichtet über Vorladungen von
Arbeitslosenhilfe-Beziehern zur Ab-
gabe ihrer ALG II- Anträge durch das
Arbeitsamt, wobei ihnen bei Nichter-
scheinen rechtswidrig Streichungen
von mindestens zwei Wochen Arbeits-
losenhilfe angedroht wurden.
www.bagshi.de Lokalber. Hamburg

Wohnungsbaugesellschaft lehnt
Erwerbslose ab: BREMEN. Die „Bre-
mische Gesellschaft für Stadterneue-
rung, Stadtentwicklung und Woh-
nungsbau“ verweigert einer 50-jähri-
gen Arbeitslosen den Umzug in eine
Sozialwohnung unter Hinweis auf ih-
ren künftigen ALG II-Bezug, obwohl
sie die vollen Miet- und Heizkosten er-
stattet bekommt,da die Miete als noch
angemessen gilt. Das neue Wohngeld
wird nicht direkt an den Vermieter
überwiesen, sondern auf das Konto
der ALG-II-Empfänger.Laut „Bremi-
sche“ müsste Frau K. mehr als 50 Pro-
zent ihrer Gesamtbezüge (bestehend
aus ALG II plus Mieterstattung) für
die Unterkunft aufbringen und könn-
te dann womöglich die Miete nicht
mehr zahlen. Eine Sachbearbeiterin
soll Frau K. sogar erklärt haben, Be-
werber würden schon bei 40 Prozent
Warmmietenanteil am Gesamtein-
kommen abgelehnt. Für Singles mit
ALG II dürfte die Bleibe samt Heizung
also nur 230 Euro kosten – solche Woh-
nungen sind rar. Die größte Bremer

Wohnungsgesellschaft, „Ge-
woba“ mit mehr als 40 000
Mietwohnungen, spricht von
einer bundesweiten Faustre-
gel, wonach man nur 25 bis 30
Prozent der Gesamteinkünfte für die
Warmmiete aufbringen sollte. Der
Bundesverband deutscher Wohnungs-
unternehmen gibt keine Auskunft
darüber, ob das Vorgehen der „Bremi-
schen“ bundesweit üblich ist.Jede Ge-
sellschaft entscheide für sich.

Frankfurter Rundschau, 30.10.04

Öffentlich-rechtliche Sparkassen
unverzichtbar: BERLIN. Die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di
lehnt die Pläne des CDU–Wirtschafts-
ministers im Saarland und der CDU
in Schleswig-Holstein, die Sparkas-
sen zu privatisieren, ab. „Wer durch
Gesetzesänderung den privaten Ban-
ken den Weg bereitet,Sparkassen auf-
zukaufen, zerstört das für Wirtschaft
und Bürger bewährte 3-Säulen-Sys-
tem aus privaten Banken, Genossen-
schaftsbanken und Sparkassen“,
warnte Uwe Foullong, Finanzdienst-
leistungsexperte beim ver.di-Bundes-
vorstand. Der öffentliche Auftrag der
Sparkassen sorge dafür, dass die orts-
ansässigen Betriebe und Kommunen
mit den notwendigen Krediten ver-
sorgt würden. Sie unterstützten mit
ihrer Geschäftspolitik die Struktur-
entwicklung in den Regionen.Würden
die Sparkassen mit einer Privatisie-
rung auf eine Shareholdervalue-Poli-
tik getrimmt, wären zigtausend Ar-
beitsplätze und das flächendeckende
Filialnetz in Gefahr. www.verdi.de

Kein Spielraum für Steuererleich-
terungen: BERLIN. Die Kommunen
üben scharfe Kritik an der Forderung
der Wirtschaft nach weiteren Steuer-
senkungen. Der Wettlauf um immer
mehr Steuererleichterungen müsse in
die finanzpolitische Sackgasse füh-
ren, sagte Gerd Landsberg vom Deut-
schen Städte- und Gemeindebund.
Weniger Steuern bedeute zwangsläu-
fig weniger staatliche Leistungen für
die Bürger. Das scheine bei dem po-
pulistischen Wettlauf um die gering-
sten Steuersätze zwischen den Spit-
zenverbänden der Wirtschaft und
manchen Politikern völlig in Verges-
senheit zu geraten. Eine bessere Be-
treuung der Kinder und Senioren so-
wie der Erwerbslosen sei nicht zum
Nulltarif zu haben. Die Kommunen
seien teilweise hoffnungslos verschul-
det. So hätten sich allein die kurzfris-
tigen Kredite der Städte und Gemein-
den in NRW seit dem Jahr 2000 ver-
zehnfacht.

www.dstgb.de
Zusammenstellung: ulj

Kommunale
Politik

Austritt nicht anerkennen usw. Dieses
Argument gilt auch für Praktiken an
Kindern. Man kann z.B. davon ausge-
hen, dass Verstümmelungshandlungen
an Unmündigen von diesen vermieden
würden, wenn sie nur könnten. Gesetze
zu beschließen und durchzusetzen, die
z.B. die Klitorisbeschneidung bei Mäd-
chen oder die im 19-ten Jahrhundert aus
Gründen der gerade der liturgischen
Gesangsästhetik noch geübte Kastra-
tion von Knaben unter Strafe stellen, ist
unter Vernünftigen möglich und gebo-
ten.****

Das Kopftuch aber als solches tut nie-
mandem wehe, beschädigt niemanden
und kann aus derartigen Gründen nicht
angegriffen werden. Also: Selbst wenn
man, (wie die einen meinen und die an-
deren bestreiten), im Kopftuch ein Sym-
bol für ein religiöses Konzept sehen will,
in dem individuelle Freiheit, Trennung
von Kirche und Staat usw. missachtet
wird,darf die Öffentlichkeit auf dem ge-
setzlichen Wege nicht mehr tun, als si-
cherzustellen, dass jede Person das
Recht hat, das Kopftuch abzulegen und
vom Staat vor Repressalien geschützt
wird, wenn sie es tut.

Mehr zu tun wäre nur statthaft, wenn
durch die Handlung selbst eine offen-
bare Schädigung entstünde,die sich nur
aus Abhängigkeit der Betroffenen er-
klären ließe.

In der heutigen Schule treffen sich
Menschen aus aller Herren (und Götter)
Länder.Diese Schule spiegelt den inter-
nationalen Zusammenhang wieder. Sie
kann zu einem Ort werden, an dem er-
probt wird, was von allen anerkannt
werden muss und was Sache persön-
licher Entscheidung sein muss.

Martin Fochler

* John Rawls, 2000., Gerechtigkeit als Fairness,
Suhrkamp 2003, S.67 ff. Stichwort: „vernünftige
Meinungsverschiedenheit zwischen vernünftigen
Personen“
** Pierre Bourdieu, Die verborgenen Mechanis-
men der Macht,VSA, 1997, ff. Seite 55. Übertra-
gung kulturellen Kapitals, insbesondere des „in-
korporierten Kulturkapitals“ der Kinder.
*** Mit dem Einsetzen der Reformation wurde
auf dem Gebiet des deutschen Reichs vielfach
nach dem Grundsatz verfahren „cuius regio, eius
religio“, wonach das Bekenntnis der Einwohner
dem Bekenntnis des Fürsten zu folgen hatte. Das
Verfahren erzeugte unendlich fortwuchernde
Probleme und geriet schließlich als unbrauchbar
in Misskredit. Dennoch blieben territoriale
Schwerpunkt der Bekenntnisse; so war Altbayern
katholisch, während es im später dazugekomme-
nen Franken und Schwaben auch evangelische
Landstriche und sogar – Augsburg – gemischte
Territorien gab.
**** dtv brockhhaus, 1989: „… die Kastraten-
stimme hat großen Umfang … Unter dem Einfluss
des neuen Naturideals … aber auch aus ethischen
Gründen …  verschwand … das Kastratentum um
die Wende zum 19-ten Jahrhundert,hielt sich aber
… in Kirchenchören …, sogar in der päpstlichen
Kapelle bis 1900.“

Beide Beiträge wurden auch in der Mit-
gliederzeitschrift der PDS Bayern, dem
„Titel“ Nr. 39 veröffentlicht.
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Die Tarifverhandlungen zur Neugestal-
tung des Tarifrechts im öffentlichen
Dienst gehen in die entscheidende Pha-
se. Entsprechend der mit dem Tarifab-
schluss 2003 verabschiedeten Prozess-
vereinbarung (wir haben darüber be-
richtet) sollen sie Ende Januar 2005 ab-
geschlossen sein. Das bisherige Regel-
werk (bekannt als BAT und BMT-G) –
seit Jahrzehnten gültig, ständig weiter-
entwickelt und doch veraltet – soll
durch ein einheitliches Tarifwerk für
Angestellte und Arbeiter, Ost und West,
Bund, Länder und Gemeinden abgelöst
werden. Neben einem für alle gemein-
samen Rahmentarif soll es spezielle Re-
gelungen geben, z.B. für die Allgemeine
Verwaltung, für Ver- und Entsorgung,
Krankenhäuser, ggfs. auch für Wissen-
schaftseinrichtungen, die die dortigen
besonderen Erfordernissen regeln (so-
genannte Spartentarifverträge).

Was viele angesichts der Zeitvorgaben
nicht für möglich gehalten haben,
scheint nun doch Realität zu werden.
Und je deutlicher dies wird, um so mehr
melden sich die Bedenkenträger zu
Wort. Dazu zählen auch die ver.di-Lin-
ken, die sich bundesweit in einem
„Netzwerk für eine kämpferische
ver.di“ organisiert haben, und von de-
nen derzeit jede grundsätzliche Ände-
rung als Verschlechterung kritisiert
wird.

Auf der letzten Sitzung der Bundes-
tarifkommission (BTK) am 21./22.10.
2004 in Nürnberg wurde der konkrete
Verhandlungsstand vorgestellt und ge-
billigt.Eine Entschließung der BTK legt
noch einmal dar, wie die aktuellen Poli-
tik der Arbeitgeber aussieht und vor
welchen Problemen ver.di steht (beide
Dokumente sind weitgehend abge-
druckt).

Wichtigstes Ziel dieser Reform ist der
Erhalt des Flächentarifs. Darüber hin-
aus soll durch die Schaffung einer zu-
sätzlichen niedrigen Entgeltgruppe
versucht werden, die zunehmende Pri-
vatisierung von einfachen Dienstleis-
tungen einzudämmen. Hier besteht ein
Bezug zur Mindeslohndebatte: Die un-
tere Grenze für solche Tätigkeiten soll
bei monatlichen 1.286 Euro (1189,55
Euro im Osten) liegen. Dafür ist ver.di
auch bereit, gewissen Zugeständnisse
zu machen.

Das neue Tarifrecht wird im Mittel-
punkt der Tarifbewegung 2005 stehen:
„Das bedeutet im Klartext: In der Ta-
rifrunde werden die zu berücksichti-
genden Kosten für das neue Tarifrecht
mit den strukturellen Verbesserungen,
der Entgelttabelle und der Besitz-
standssicherung eine wesentliche Rolle
spielen“, so Kurt Martin, Mitglied im

Verhandlungen zur Neugestaltung des Tarifrechts im öffentlichen Dienst

Die „Stunde der Wahrheit“ rückt näher
Bundesvorstand und für den Tarifbe-
reich öffentlicher Dienst zuständig.
Kosten der Reform sind beispielsweise:
die verbesserte Bezahlung der Jünge-
ren,neue Regelungen zur Jahressonder-
zahlung, Speisung der Leistungskom-
ponente, Anpassung der Mantelrege-
lungen Ost an West (betrifft u.a. Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld, 40-Stun-
denwoche) und nicht zuletzt die Besitz-
und Rechtsstandwahrung (keine aktuell
Beschäftigter darf durch die Reform
schlechter gestellt werden).

Der Verband Kommunaler Arbeitge-
ber (VKA) hat Ende September be-
schlossen, im Reformprozess zu blei-
ben.* Allerdings hat er einige Bedin-
gungen auf den Tisch gelegt, die nicht
alle bereit sind zu schlucken. U.a. for-
dert er den Verzicht auf die Kündigung
der Lohn- und Vergütungstarifverträge
nach deren Ablaufen am 31.1.2005.

Über die Kündigung der Lohn- und

Vergütungstarifverträge wird die
Bundestarifkommission in der Sitzung
am 16. Dezember 2004 nach einer wei-
teren Bewertung des bis dahin erzielten
Verhandlungsstandes entscheiden. Da
wichtige Fragen noch nicht geklärt sind,
ist ein Scheitern nicht völlig ausge-
schlossen. Das wäre aber nicht nur eine
Niederlage für den Vorsitzenden, der
diese Reform vorantreibt; es wäre für
viele die Bestätigung der (behaupteten)
Reformunfähigkeit von Gewerkschaf-
ten, vor allem aber wäre es angesichts
der schwierigen Situation, in der sich
die Gewerkschaften derzeit befinden,
eine weitere Schwächung. (har)

* Am Verhandlungstisch sitzen nur noch die VKA
und der Bund. Mit der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL) wurden die Verhandlungen
beendet, nachdem diese Ende März die Arbeits-
zeitbestimmungen gekündigt hatte und damit
zum zweiten Mal die Prozessvereinbarung ver-
letzte.

Dokument 1

Entschließung der Bundestarifkommission zur Neugestaltung des Tarifrechts
und zur Tarifbewegung 2005 im öffentlichen Dienst

Seit 2003 finden auf der Grundlage der
Prozessvereinbarung umfassende Tarif-
verhandlungen in Projektgruppen so-
wie in der Lenkungsgruppe statt. Diese
Verhandlungen sollen bis zum 31.1.2005
und damit unmittelbar vor der Tarifbe-
wegung 2005 abgeschlossen werden.

Schwierige politische und ökonomi-
sche Rahmenbedingungen! Seit dem
Beginn der Verhandlungen zur Neuge-
staltung des Tarifrechts haben sich die
politischen und ökonomischen Rah-
menbedingungen insgesamt weiter ver-
schlechtert. Damit stellt sich die Aus-
gangslage für die Tarifrunde im öffent-
lichen Dienst schwierig dar.

Sie findet in einem gesellschafts- und
tarifpolitischen Umfeld statt, in dem

– Arbeitgeber in fast allen Branchen
versuchen, tarifvertragliche Standards
zu verschlechtern, Löhne abzusenken
und Arbeitszeiten zu verlängern,

– eine ganze Reihe von Politikern,
Wirtschaftswissenschaftlern und Ar-
beitgebern gegen alle ökonomische Ver-
nunft längere Arbeitszeiten als Allheil-
mittel gegen Wachstumsschwäche und
Arbeitslosigkeit fordern und 

– so manche von ihnen hoffen, in der
anstehenden Tarifrunde im öffentlichen
Dienst würde der tarifpolitische Durch-
bruch zu einer allgemeinen Verlänge-
rung der Arbeitszeit erzielt.

Die Entwicklung auf dem Arbeits-
markt gibt keinen Anlass, auf eine
Trendwende zu hoffen. Die Arbeitgeber
drohen mit Standortverlagerungen

selbst in leistungsstarken Industriebe-
reichen, um den Druck auf die Tarifver-
träge und das Lohnniveau zu erhöhen.
Große Gesellschaften,wie Karstadt und
Lufthansa, haben wirtschaftliche Pro-
bleme. Auch im öffentlichen Dienst fin-
den ähnliche Entwicklungen statt:

– Immer wieder ist ver.di gezwungen,
wegen wirtschaftlicher Probleme von
Betrieben Tarifverträge zur Beschäfti-
gungssicherung abzuschließen.

– Im Osten steigt die Zahl der Tarif-
verträge zur sozialen Arbeitszeitvertei-
lung,um für die Beschäftigten unter den
Bedingungen der neuen Bundesländer
betriebsbedingte Kündigungen zu ver-
meiden und um Arbeitsplätze zu si-
chern.

– Gerade im Bereich der Servicebe-
triebe ist ver.di immer wieder mit Tarif-
flucht konfrontiert.

– Nicht nur das Land Hessen, auch
Kommunen und Landkreise in Ost und
West entziehen sich der Tarifbindung
durch Austritt aus dem Arbeitgeberver-
band.

Die ab 2005 geltenden verschärften
Regelungen zur Zumutbarkeit von Ar-
beitsplätzen für Arbeitslose werden den
Druck auf die tariflichen Einkommen –
insbesondere in den unteren und mitt-
leren Entgeltgruppen – erhöhen.

Die gegenwärtige Situation im öf-
fentlichen Dienst ist wesentlich durch
eine anhaltende, tiefe Finanzkrise der
öffentlichen Haushalte geprägt, die
durch die verfehlte Finanz- und Steuer-
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Zustimmend zur Kenntnis genommen
hat die ver.di-Bundestarifkommission
für den öffentlichen Dienst am 22. Ok-
tober 2004 in Nürnberg den zwischen
Bund, Kommunen und ver.di erreichten
Stand der Verhandlungen über neues Ta-
rifrecht für den öffentlichen Dienst.

Arbeitszeit – Die Regelungen zur Ar-
beitszeit orientieren sich stark am Ta-
rifvertrag für die Versorgungsbetriebe
(TV-V): Betriebe und Dienststellen wer-
den Arbeitszeitkorridore bis zu 45 Stun-
den pro Woche und Rahmenarbeitszei-
ten von zwölf Stunden zwischen 6 und
20 Uhr einführen können, in denen die
tatsächlichen Arbeitszeiten ohne Über-
stundenzuschläge bleiben.

Die Betriebsparteien, also Arbeitge-
ber und Personalrat können dies im De-

tail gestalten. Gelingt ihnen das nicht,
so gilt der Tarifvertrag anstelle einer
Dienstvereinbarung.

Für Schicht- und Wechselschichtar-
beit können Arbeitszeitkorridor und
Rahmenarbeitszeit nicht vereinbart
werden.

Wo diese Formen flexibler Arbeitszeit
eingeführt werden,muss es auch ein Ar-
beitszeitkonto geben. In anderen Fällen
kann es eingerichtet werden. Auf dieses
Konto können beispielsweise in Ar-
beitszeit umgewandelte Zeitzuschläge
gebucht werden. Nicht abgebucht wer-
den Zeiten der Krankheit während ei-
ner Freistellung aufgrund angesparter
Arbeitszeit – ein deutlicher Fortschritt
gegenüber dem TV-V.

Als Überstunden gelten alle auf An-

politik der letzten Jahre noch verstärkt
wurde. Auch in den kommenden Jahren
sind trotz des leichten Anstiegs der Ge-
werbesteuern wiederum erhebliche
Steuerausfälle zu erwarten. Nach der
jüngsten Steuerschätzung fehlen allein
zwischen 2004 und 2007 etwa 61 Milli-
arden Euro an Steuereinnahmen – bei
steigenden Ausgaben vor allem im sozi-
alen Bereich.

Gegen den Konfrontationskurs der
Länder aktiv werden! Den Beamtinnen
und Beamten wurden Einschnitte beim
Urlaubs- und Weihnachtsgeld und län-
gere Arbeitszeiten bis zu 42 Stunden
verordnet und nun wollen Landesregie-
rungen diese Verschlechterungen auch
bei den Tarifbeschäftigten durchsetzen.
Um dies zu erreichen, scheute die Tarif-
gemeinschaft deutscher Länder (TdL)
nicht einmal davor zurück, mitten im
laufenden Prozess zur Neugestaltung
des Tarifrechts und gegen die Abspra-
chen zur „Prozessvereinbarung“ – nach
der Kündigung der Tarifverträge zum
Urlaubsgeld und zur Zuwendung 2003
– im Jahr 2004 die entsprechenden ta-
riflichen Vorschriften zur Arbeitszeit im
Westen zu kündigen. Das ist Ausdruck
eines verschärften Konfrontationskur-
ses in der Tarifpolitik der Länder: Da-
gegen werden sich in den nächsten Wo-
chen und Monaten Aktionen und
Streikaktivitäten im Bereich der Län-
der richten. Die Bundestarifkommis-
sion ruft die Beschäftigten auf, sich ak-
tiv an den Aktionen zu beteiligen.

Im Unterschied zu den Ländern ha-
ben sich der Bund und die Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeber (VKA) ei-
ner Politik der Konfrontation und der
Verlängerung der Arbeitszeit nicht an-
geschlossen. Gemeinsam mit ver.di ar-
beiten Bund und VKA konstruktiv im
Sinne der Prozessvereinbarung an der
Neugestaltung des Tarifrechts.

Diesen Prozess will ver.di im verein-
barten Zeitrahmen mit strukturellen

Verbesserungen zu einem erfolgreichen
Abschluss bringen.

Tarifrunde 2005: Neugestaltetes Ta-
rifrecht durchsetzen! Zum gegenwärti-
gen Stand der Tarifreform stellt die
Bundestarifkommission fest: Nachdem
die TdL sich durch ihre kurzsichtige und
unvernünftige Kündigung der Arbeits-
zeitbestimmungen selbst aus dem Re-
formprozess heraus katapultiert hat,
sind die Verhandlungen mit Bund und
Kommunen auf einem guten Weg. Der
bisherige Verhandlungsstand zeigt,dass
es möglich ist, ein zukunftsfähiges, ein-
heitliches und transparentes Tarifrecht
zu erreichen, das den heutigen Arbeits-
strukturen und -abläufen gerecht wird.

Ein zukunftsfähiges Tarifrecht für
den öffentlichen Dienst zu schaffen
heißt auch, sich der Wettbewerbssitua-
tion zu stellen,um Arbeitsplätze mit gu-
ten Arbeitsbedingungen im öffentlichen
Dienst zu erhalten und dafür tarifver-
traglich Gestaltungsräume zu eröffnen.
Dazu gehören auch tarifvertragliche In-
strumente zur Beschäftigungssiche-
rung. Nicht zuletzt geht es darum, eine
Aufsplitterung und Atomisierung der
tarifvertraglichen Regelung der Ar-
beits- und Einkommensbedingungen zu
verhindern und einen tarifrechtlichen
Rahmen zu schaffen, mit dem den Be-
sonderheiten einzelner Sparten Rech-
nung getragen werden kann.

Die Bundestarifkommission bekräf-
tigt, dass der öffentliche Dienst nicht
von den allgemeinen Einkommenserhö-
hungen abgekoppelt werden darf. Da-
bei muss die Einigung über ein neues Ta-
rifrecht im Mittelpunkt der Tarifbewe-
gung 2005 stehen. Die zu berücksichti-
genden Kosten für das neue Tarifrecht
mit seinen strukturellen Verbesserun-
gen, einer veränderten Entgelttabelle
und einer Vereinbarung zur Besitz-
standssicherung werden in den Ver-
handlungen der kommenden Wochen
eine wesentliche Rolle spielen. …

ordnung geleisteten Stunden, die nicht
bis zum Ende der folgenden Kalender-
woche ausgeglichen sind. Für Schicht-
und Wechselschichtarbeit gelten auch
hier Sonderregelungen, die bis zum Ta-
gesturnus reichen können. Außer bei
den Krankenhäusern gelten Pausen bei
Wechselschichtarbeit als Arbeitszeit.

Die Höhe von Zeitzuschlägen sowie
der Wechselschicht- und Schichtzula-
gen wird im Rahmen der Verhandlungen
zur Entgelttabelle geklärt.

Eingruppierung: Hochkomplex und
vielfältig geregelt ist heute die Ein-
gruppierung der Beschäftigten.

Die Arbeitgeber wollen das neue Sys-
tem möglichst auf Basis der unbe-
stimmten Rechtsbegriffe entwickeln,
die heute für die Angestellten gelten.

ver.di dagegen möchte im neuen Ta-
rifrecht mit gleichrangigen Merkmalen
Heraushebungen und Durchlässigkeit
möglich machen. Dazu zählen Verant-
wortung, zusätzliche Kenntnisse und
Fertigkeiten, Komplexität, soziale
Kompetenz, Planen und Organisieren
sowie Belastungen.

Da die Arbeit an einem neuen, für bei-
de Seiten berechenbaren Eingruppie-
rungsrecht aber deutlich mehr Zeit in
Anspruch nimmt als geplant, werden
diese Regelungen erst im Jahre 2007 in
Kraft treten. Für das Übergangsrecht
werden weiter die bisherigen Bestim-
mungen gelten. Derzeit wird vorrangig
an der Analogie bisheriger Vergütungs-
und Lohngruppen zur zukünftigen Ta-
belle gearbeitet.

Einvernehmen besteht bereits in fol-
genden Punkten:
– Das neue System wird 15 Entgelt-
gruppen umfassen.
– Die Eckeingruppierungen orientieren
sich am Ausbildungsniveau: EG 5 bei
Tätigkeiten für „dreijährige“ Ausbil-
dungen, EG 9 für das Fachhochschulni-
veau und EG 13 für das Hochschulnive-
au. In bestimmten Bereichen wie der
Krankenpflege wird eine zweite „Ecke“
für die „dreijährig“ Ausgebildeten er-
öffnet werden müssen (EG 6).
– „Sonstige Beschäftigte“ ohne ent-
sprechende Ausbildung werden in der
Regel gleich bezahlt. Bewährungs- und
Zeitaufstiege sollen wegfallen (und in
der neuen Tabelle abgebildet werden).
– Die bundesweite, direkt eingruppie-
rende Rahmenregelung wird wenige
Beispiele und „Ferner“-Merkmale ent-
halten, die in den Landesbezirken und
Sparten ausgestaltet werden können.

Engelt/Leistungsorientierung – Zu
diesem Thema haben die Verhandlungen
Folgendes ergeben:
– Die Entgeltgruppen 1 bis 15 gliedern
sich in sechs „Erfahrungs-/Entwick-
lungsstufen“, wobei die „Erfahrung“
nicht im öffentlichen Dienst erworben
werden muss. Stufe 1 ist längstens für
ein Jahr vorgesehen für Beschäftigte
ohne Erfahrung in der Tätigkeit, Stufe
2 erhalten Beschäftigte mit einjähriger

Dokument 2

ver.di-Bundestarifkommission billigt Verhandlungsstand zum neuen Tarifrecht
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VDI begrüßt Zuwanderungsge-
setz. HB, Mi., 20.10.04. Der Rat
für Zuwanderung und Integration
der Bundesregierung unter Vorsitz von
R. Süßmuth stellt fest, die deutsche
Wirtschaft benötige im kommenden
Jahr 25000 qualifizierte Arbeitskräfte
aus dem Ausland. Der Verein deutscher
Ingenieure  zustimmend: „Deutschland
steht im Wettbewerb um die besten
Köpfe. Der Mangel an hochqualifizier-
ten technischen Fachkräften ist überall
spürbar, von der Forschung über die
Produktion bis in zum Vertrieb“,so VDI-
Direktor W. Fuchs.

IT-Industrie bittet Politik um Hilfe. Die
Akzeptanz der Einführung von Funk-
Etiketten, die auf Waren aufgebracht
werden, (RFID) soll auf Initiative des
Software-Konzern SAP mit Unterstüt-
zung der Politik erhöht werden. Sie
könnten Firmen erhebliche Einsparun-
gen ermöglichen.Gegner der Chips sind
z.B. die Bielefelder Foebud (Verein zur
Förderung des öffentlichen bewegten
und unbewegten Datenverkehrs) oder
das FiFF (Forum der Informatikerinnen
für Frieden und gesellschaftliche Ver-
antwortung). Sie fürchten Missbrauch
– vor allem durch Verknüpfung von pro-
duktbezogenen  mit persönlichen Daten
– wie das jetzt schon bei Kundenkarten
stattfindet.

BDI und BDA für Änderung der Mitbe-
stimmung. HB, Mo., 25.10.04. Die Ver-
bände wollen die geltenden Gesetze ab-
schaffen und durch eine Regelung er-
setzen, die den Unternehmen ermög-
licht, Form und Ausmaß der Mitbestim-
mung im Aufsichtsrat zu vereinbaren.
Eine von beiden Verbänden eingesetzte
Kommission schlägt vor, dass sich
Unternehmensführung und von den Ar-
beitnehmern gewählte Verhandlungs-
führer innerhalb einer Frist über ein
Mitbestimmungsmodell verständigen.
M. Rogowski (BDI) war mit der Äuße-
rung: Mitbestimmung sei „ein Irrtum
der Geschichte“ aufgefallen.

BDA-Präsident dankt den Kirchen.
FAZ, Mi., 27.10.04. D.Hundt dankte den
Kirchen dafür, dass sie den Reformkurs
der Politik unterstützten. Die eingelei-
teten Veränderungen seien jedoch „nur
der Anfang einer längst überfälligen
Entwicklung“. Die IG Metall hatte sich
darum bemüht, jenseits der SPD neue
Bündnispartner in Wissenschaft und
Kultur, den Kirchen und globalisie-
rungskritischen Organisationen zu su-
chen. Der Ratsvorsitzende der Ev. Kir-
che in Deutschland, Bischof W. Huber,
forderte die Gewerkschaften auf, nicht
länger nur die Interessen der Beschäf-
tigten zu vertreten, sondern auch über
die eigene Mitgliedschaft hinauszu-
schauen und gesamtgesellschaftliche
Verantwortung wahrzunehmen.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presseund Stufe 3 mit mindestens dreijähriger
Erfahrung. Die zeitliche Abfolge der
weiteren Stufen ist noch nicht festge-
legt. Sie hängt maßgeblich ab von der
Höhe der Tabellenwerte: Sind sie am
Ende der Skala höher, wird das Ende
auch später erreicht.
– Offen ist zur Zeit noch die Forderung
der Arbeitgeber, bei „Schlechtleistung“
den Aufstieg hinauszuzögern.
– Jüngere sollen im neuen System bes-
ser bezahlt werden als bisher – mit der
Folge, dass das Niveau der letzten Stu-
fen sinkt. Dies ergibt sich zwangsläufig
aus dem „Lebenserwerbseinkommen“
über beispielsweise 40 Jahre.
– Familienbezogene Lohn- und Vergü-
tungsbestandteile werden in Zukunft
nicht mehr bezahlt. Statt dessen wird
das Volumen aus dem jetzigen System
voll in die neuen Tabellen überführt.
Beispiel: Jede/r Beschäftigte – gleich
wie alt und welcher Familienstand usw.
– hat statistisch 0,622 Kinder. Dies ent-
spricht einem Volumen von 56,33 Euro
(Ost: 52,11 Euro) im Monat. Selbstver-
ständlich muss in der Überleitung gere-
gelt werden, dass jetzige familienbezo-
gene Bestandteile für übergeleitete Be-
schäftigte gesichert werden.
– In der Tabelle wird eine neue – im bis-
herigen Eingruppierungssystem nicht
vorhandene – Entgeltgruppe 1 einge-
führt,die vor allem dazu dienen soll,bis-
her im öffentlichen Dienst nicht mehr
wahrgenommene Tätigkeiten wieder
einzugliedern. In Stufe 1 liegen die Ta-
bellenwerte bei 1.286 Euro (Ost:
1.189,55 Euro), in Stufe 6 bei 1.440 Euro
(Ost: 1.332 Euro). Der Durchschnitt –
bezogen auf einen Lebenserwerb –
muss 1.394 Euro (Ost: 1.289,45 Euro) be-
tragen. Zugeordnet werden die Tätig-
keiten der Entgeltgruppe 1 nach einem
Ausschließlichkeitskatalog, der in den
Landesbezirken und Sparten ausgestal-
tet werden kann.
– Für Bereiche, die von Outsourcing
oder Privatisierung bedroht sind – zum
Beispiel Servicebetriebe in Kranken-
häusern und Bodenverkehrsdienste in
Flughäfen – kann auf der Grundlage
landesbezirklicher Tarifverträge ver-
einbart werden, das Bezahlungsniveau
der un- und angelernten Tätigkeiten in
den Entgeltgruppen 1 bis 4 zu senken.
Die untere Grenze muss allerdings
innerhalb der Spannbreite der Entgelt-
gruppe 1 liegen – also zwischen 1.286
und 1.440 Euro (Ost: zwischen 1.189,55
und 1.332 Euro). Dieser Tarifvertrag
kann dann betrieblich angewandt wer-
den, wenn der Arbeitgeber sich ver-
pflichtet, nicht weiter auszugründen
(Anwendungsvereinbarung).

Zu den leistungsbezogenen Entgelt-
elementen ist vereinbart worden:

– Sie werden erstmals im Jahre 2006
eingeführt.
– Das Volumen beträgt anfangs zwei
Prozent der Jahresentgeltsumme der
Beschäftigten des Betriebs oder der

Dienststelle. Es wird gespeist aus einem
festzulegenden Anteil aus Lohn- und
Vergütungserhöhungen, Rückflüssen
aus der Besitzstandswahrung (bei Aus-
scheiden von Beschäftigten) und Struk-
turänderungen am heutigen Bezah-
lungssystem. Später soll es bis auf acht
Prozent der Jahresentgeltsumme stei-
gen und nur noch aus Rückflüssen der
Besitzstandswahrung und den in Ent-
geltrunden vereinbarten Anteilen fi-
nanziert werden.
– Das Volumen der leistungsbezogenen
Entgeltbestandteile muss ausgezahlt,
kann also nicht zur Haushaltssanierung
verwandt werden.
– Die Betriebsparteien gestalten dieses
System aus auf der Grundlage einer ta-
rifvertraglichen Rahmenregelung.
Kann der Personalrat sich mit dem Ar-
beitgeber nicht einigen, gilt statt einer
Dienstvereinbarung der Tarifvertrag. In
ihm ist unter anderem zu regeln, wie die
Leistung nach objektiven Kriterien
(zum Beispiel über Zielvereinbarungen)
festzustellen ist.
– Die bisherigen Jahressonderzahlun-
gen (Urlaubsgeld und Zuwendung) will
ver.di zu einer dynamischen Zahlung in
Höhe von 100 Prozent eines Monatsent-
gelts zusammen führen. Bisher sum-
mieren sich die festen Beträge beim Ur-
laubsgeld und die eingefrorene Zuwen-
dung zu 84 bis 103 Prozent eines Mo-
natsentgelts. Im Tarifgebiet Ost ist es
wegen der niedrigeren Bemessungssät-
ze (bei der Zuwendung 75 Prozent des
Westniveaus) deutlich weniger.Dies an-
zugleichen ist sicherlich nur in Schrit-
ten vorstellbar.

Sonstige Themen: Das neue Tarifrecht
für den öffentlichen Dienst wird dar-
über hinaus Regelungen enthalten

– Führung auf Zeit und Probe (ab dem
Vergütungsniveau Fachhochschule bei
Führungskräften mit Personalverant-
wortung),
– zur Qualifizierung (Rahmenregelung
zur betrieblichen Ausgestaltung),
– zur Personalgestellung (bei Verlage-
rung von Aufgaben an Dritte) sowie
– für wirtschaftliche Notlagen in insol-
venzfähigen Betrieben. Noch kein Ein-
vernehmen gibt es bislang zum Beispiel
zu den wichtigen Themen Unkündbar-
keit, befristete Arbeitsverhältnisse,
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall,
Urlaub und Freistellung.

Wie die Beschäftigten ins neue Tarif-
recht übergeleitet werden, kann erst ge-
klärt werden, wenn am Ende der Ver-
handlungen alle Ergebnisse vorliegen.

Klar ist allerdings, dass niemand da-
durch Verluste erleiden darf. Genauso
klar muss aber auch sein, dass den „Ge-
winnern“ der Überleitung ihre Vorteile
nicht vorenthalten werden dürfen. Das
aber kostet zusätzliches Geld – entge-
gen der Arbeitgeberforderung nach
Kostenneutralität. Dies wird im Rah-
men der Tarifrunde 2005 zu behandeln
sein.
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1. Tagung des 9. Parteitages
der PDS: 16 Monate nach

dem Sonderparteitag, der die
Amtszeit der Parteivorsitzenden

Gaby Zimmer und des damaligen Par-
teivorstandes vorzeitig beendete und
mit Lothar Bisky einen neuen Partei-
vorsitzenden sowie einen neuen Par-
teivorstand wählte, trat am 30./31. Ok-
tober die 1. Tagung des 9. Parteitages
der PDS in Potsdam zusammen. In die-
sen 16 Monaten hat die PDS den
Wiedereinzug in das EU-Parlament ge-
schafft, in drei Landtagswahlen in den
östlichen Bundesländern ihre Ergeb-
nisse z.T. deutlich verbessert und bei
Kommunalwahlen im Westen ihre Po-
sitionen verteidigt und – zum Teil deut-
lich – ausgebaut.

Manchmal sind scheinbar unbedeu-
tende Details aufschlussreich.Auf dem
Parteitag erhielt ein Änderungsantrag
zum Leitantrag, der der PDS eine er-
folgreiche Konsolidierung bescheini-
gen wollten, keine Zustimmung. Au-
genscheinlich war einer Mehrheit des
Parteitags allzu klar, dass die PDS den
Abwärtstrend, der sich in der Nieder-
lage bei den Bundestagswahlen 2002
niedergeschlagen hatte, zwar aufge-
halten, den Trend aber nicht stabil um-
gekehrt hat.

Das wichtigste Ergebnis des Partei-
tages war die Wahl des neuen Partei-
vorstandes. Bei den Wahlen vor 16 Mo-
naten war ein behutsamer Genera-
tionswechsel eingeleitet worden, der
jetzt bestätigt und ein Stück vorange-
trieben wurde. Die damals gewählten
jungen Genossinnen sind, so der allge-
meine Eindruck, der in den Wahler-
gebnissen zum Ausdruck kam, in ihre
Funktionen hineingewachsen und ha-
ben sich besser geschlagen,als viele er-
wartet hatten. Fraglich ist allerdings,
ob Jan Korte, der junge Shooting Star
aus Hannover, die mit der höchsten
Stimmenzahl verbundenen Erwartun-
gen der Delegierten erfüllen wird – so
manche Erwartung in neue Sterne am
westlichen PDS-Himmel ist in der Ver-
gangenheit schon bitter enttäuscht
worden. Insgesamt jedoch scheint die
personelle Situation gefestigt. Der alte
und neue Parteivorsitzende Lothar

Bisky erhielt mit 89,9% der Stimmen
ein sehr gutes Ergebnis, ebenso wie die
stellvertretenden Vorsitzenden Katja
Kipping (83,5%), Dagmar Enkelmann
(82,5%), Wolfgang Methling (86,9%)
und Bundesgeschäftsführer Rolf Kutz-
mutz (84,9%), die alle ohne Gegenkan-
didaten antraten (alle Ergebnisse so-
wie Weiteres vom Parteitag unter:
http://sozialisten.de/partei/partei-
tag/0901/index.htm).
Gewählt wurden weiterhin neben der
Bundesrevisionskommission und der
Statutenkommission auch zwölf Dele-
gierte für den 1. Parteitag der Europä-
ischen Linkspartei, der am 1. April
2005 stattfinden wird (www.european-
left.org).

Auffällig war, dass der Parteitag
kaum inhaltliche Diskussionen führte.
Er verabschiedete, nachdem er zahl-
reiche Änderungsanträge abgearbeitet
hatte, ohne nennenswerte Debatte mit
großer Mehrheit den Leitantrag, der
immerhin den Anspruch hat, die Auf-
gaben der PDS bis 2006 festzulegen.

Ohne Debatte, lediglich mit einer
kurzen Begründung sowie Für- und
Gegenrede, ging auch der Antrag zur
EU-Verfassung bzw. zu einer Kampag-
ne gegen die EU-Verfassung über die
Bühne. Dabei macht gerade dieser An-
trag deutlich, wie dringend erforder-
lich eine inhaltliche Debatte wäre.
Hätte die PDS, wie der Antrag bean-
sprucht, Anforderungen an den EU-
Verfassungsvertrag in die öffentliche
Diskussion bringen wollen, hätte sie
damit vor Jahren anfangen müssen.
Gerade weil sie damit viel zu spät dran
ist, um Änderungen überhaupt noch
erreichen zu können, droht die be-
schlossene Kampagne auf den Slogan
„Nein zur Verfassung“ zuzulaufen. Die
Gefahren,die darin liegen,das Problem
der Abgrenzung zur politischen Rech-
ten und den Neonazis, der Mobilisie-
rung von europafeindlichen, nationa-
listischen Ressentiments, das Problem
der Einbindung Deutschlands und was
die Ablehnung der Verfassung durch
Deutschland dieshinsichtlich bedeu-
ten könnte, all das und weiteres müss-
te wenigstens reflektiert und themati-
siert werden. Immerhin wurde durch

einen Änderungsantrag bekräftigt,
dass die PDS die Kampagne gegen die
EU-Verfassung im Rahmen der Euro-
päischen Linkspartei führt,so dass den
größten Gefahren wahrscheinlich al-
lein dadurch vorgebeugt ist.

Schließlich befasste sich der Partei-
tag noch mit Fragen der Parteireform
und Änderungen am Statut. Über von
der früheren Statutenkommission vor-
gelegte Grundsätze, die teilweise er-
hebliche Änderungen des Statuts im-
plizieren, wurde keine Vorentschei-
dung getroffen. scc

PDS-Parteivorstand unterstützt Be-
teiligung an den NRW-Wahlen: Der
Parteivorstand der PDS unterstützt
eine Beteiligung der PDS an den Land-
tagswahlen in Nordrhein-Westfalen.
Der NRW-Landesvorstand hatte vor
einer Woche den Mitgliedern der Lan-
despartei vorgeschlagen, eine Teilnah-
me an den Landtagswahlen zu be-
schließen. Der Landesparteitag wird
am 27. November beraten. Ein Be-
schluss der Wahlteilnahme braucht
eine Zwei-Drittel-Mehrheit. Zum Be-
schluss des Parteivorstandes erklärt
Bundesgeschäftsführer Rolf Kutz-
mutz: „Auf der Basis der zunehmenden
Verankerung in den Kommunen, die
vor einem Monat bei den Kommunal-
wahlen bestätigt wurde, kann die PDS
den Wählerinnen und Wählern in NRW
ein klares landespolitisches Angebot
für solidarische Reformalternativen
und gegen Sozialabbau unterbreiten.
Die Landtagswahlen im bevölkerungs-
reichsten Bundesland sind eine Her-
ausforderung für die gesamte Partei.
Die NRW-PDS kann auf die Unter-
stützung des Parteivorstandes wie der
anderen Landesverbände in Ost und
West setzen, wenn sie sich Ende No-
vember für eine Wahlteilnahme ent-
scheidet. Damit ist ein deutliches Sig-
nal verbunden: Die PDS wird den
Westen nicht aufgeben, wie verschie-
dentlich orakelt wird, sondern als so-
zialistische Partei in der gesamten
Bundesrepublik für soziale Gerechtig-
keit kämpfen.“ 

Mit großer Mehrheit hat die Landes-
mitgliederversammlung der PDS
Schleswig-Holstein am 19. September
beschlossen, zu den Landtagswahlen
am 20. Februar 2005 zu kandidieren.
Eine weitere LMV am 24. Oktober ver-
abschiedete ein Programm und wählte
zwölf KandidatInnen für die Landes-
liste sowie insgesamt 15 Direktkandi-
datInnen für Kiel, Lübeck und Umge-
bung, Dithmarschen, Niebüll-Südton-
dern und Norderstedt. Einen ausführ-
licheren Bericht veröffentlichen wir in
der nächsten Ausgabe der Politischen
Berichte.
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In der Reihe „Hamburger Skripte“, heraus-
gegeben vom Rosa-Luxemburg-Bildungs-
werk, Hamburger Forum für Analyse, Kritik
und Utopie e.V., ist jetzt eine neue Broschüre
erschienen, die versucht, einen Überblick
über die Situation und Entwicklung linker
Parteien in Europa zu geben. Der Verfasser
Axel Lochner räumt in seiner Einleitung am
Ende ein, dass manche der Informationen,
auf die er sich beziehen musste, auf partei-
politisch gefärbten Quellen beruht und zum
Teil auch nicht mehr dem aktuellen Stand der
jeweiligen Parteien oder Bewegungen
wiedergeben mag. Aber die Veröffentlichung
ist verdienstvoll und hilft, sich einen groben
Überblick über die vielen und ideologisch
und praktisch noch immer stark divergie-
renden linken Parteien in Europa zu ver-
schaffen. Die gesamte Broschüre ist 52 Sei-
ten lang und kann gegen eine Gebühr von
2,50 Euro plus Porto beim Rosa-Luxemburg-
Bildungswerk, c/o Treffpunkt St. Georg, Zim-
merpforte 8, 20999 Hamburg (Tel. 0179 –
273 28 44, Mail: info@rosa-luxemburg-bil-
dungswerk.de, Homepage: www.rosa-lu-
xemburg-bildungswerk.de) bestellt werden.
Wir dokumentieren die Einleitung von Axel
Lochner.                                               rül

„Die EU umfasst 450 Millionen Men-
schen, aus 25 Ländern.Das ist nicht bloß
ein wirtschaftlicher Fakt, sondern ein
politisch unerhörter Prozess des Zu-
sammenschlusses. Die EU ist die größte
Volkswirtschaft der Welt – um 100 Milli-
arden Dollar stärker als die USA. Die
EU ist die größte Exportmacht der Welt.
Sie hat den größten internen Markt. 61
der 150 größten Unternehmen kommen
aus Europa, aus den USA nur 50. Die
wichtigsten Banken kommen aus Euro-
pa. Es dominiert die Luftfahrt- und die
Chemieindustrie“ (Jeremy Rifkin, aus
einem Interview der taz mit dem US-
amerikanischen Sozialwissenschaftler
und Leiter der Foundation on Economic
Trends in Washington, 30.9.04, Seite 12)
Rund 60 europäische Parteien, die im
politischen Spektrum links von Sozial-
demokratie und Grünen angesiedelt
sind, agieren heute in Europa. Ein nen-
nenswerter Teil von ihnen hat sich in eu-
ropäischen Netzwerken unterschied-
licher Couleur zusammen gefunden.

Zu den wichtigen europäischen Ko-
operationen der nichtsozialdemokrati-
schen Linken gehören dabei als älteste
(gegründet nach den EU-Wahlen 1989)
die Fraktion der Vereinigten Europäi-
schen Linken/Nordische Grüne Linke
im Europaparlament (GUE/NGL), das
1991 gebildete Forum der Neuen Euro-
päischen Linken (New European Left
Forum – NELF) mit 18 Parteien, die am
1.2.2004 formierte Nordisch Grün-Lin-
ke Allianz von 5 skandinavischen
Links-Parteien sowie die aus rund 15

überwiegend kleineren und vorzugs-
weise aus dem trotzkistischen Spek-
trum stammende Europäische Antika-
pitalistische Linke (EAL). Eher „tradi-
tionelle“ Kommunistische Parteien fin-
den sich, insbesondere auf Initiative der
Griechischen KP, zu regelmäßigen Tref-
fen zusammen (zuletzt vom 8.-10.Okto-
ber 2004 in Athen unter Teilnahme von
64 KPen aus allen Kontinenten, siehe:
http://solidnet.org/),ohne jedoch bisher
einen formellen Zusammenschluss zu
bilden. Jüngste Struktur ist die am 9.
Mai 2004 in Rom gegründete Europäi-
sche Linkspartei (ELP), der gegenwär-
tig 14 Parteien mit zusammen rund
500.000 Mitgliedern angehören. Die
nicht-sozialdemokratische Linke ist –
von Ausnahmen wie Zypern (AKEL)
abgesehen – in den allermeisten Län-
dern Europas ein Thema für Minder-
heiten, einige Parteien sind nur als
„Splitterparteien“ oder „Zirkel“ zu be-
zeichnen.Aber die Linke konnte bei den
jüngsten EU-Wahlen gut 10 Millionen
Menschen zur Stimmabgabe für sich ge-
winnen, in einigen wenigen Ländern
mit bemerkenswert positiven Resulta-
ten.

Die verschiedenen Zusammenschlüs-
se (und auch die innere Differenziert-
heit der jeweiligen Kooperationen und
beteiligten Organisationen selbst)
widerspiegeln die Vielfalt der europäi-
schen Linken und die Unmöglichkeit ei-
ner politisch-inhaltlichen und organi-
satorischen Vereinheitlichung. Überall
ist der für alle Schattierungen der Lin-
ken typische Drang nach ideologischer
Rechthaberei und Abgrenzung verbun-
den mit geradezu masochistischer Spal-
tungsbereitschaft nach wie vor vorhan-
den. Beispiele: die tschechische KP
(KSCM) verließ den Gründungspartei-
tag der EL und nimmt vorerst wie auch
die KP der Slowakei nur einen Beob-
achterstatus ein; in Griechenland wur-
de kurz vor der EU-Wahl flugs noch eine
Abspaltung von SYNASPISMOS zur
Kandidatur gebracht; in Spanien gibt es
heftigen Streit über die Ausrichtung der
Vereinigten Linken, der den zum Jahre-
sende vorgesehenen IU-Kongress prä-
gen dürfte; die KP Russlands – sofern
man sie wegen ihrer z.T. extrem natio-
nalistischen und antisemitischen Ten-
denzen überhaupt zur Linken zählen
will – hat sich Anfang Juli gespalten
(vgl.W. Gerns in: junge welt, 16.7.04 so-
wie Boris Kagarlitzky, Die Chance der
Erben, Freitag Nr. 41), Großbritannien
schmückt sich mit mindestens fünf
kommunistischen und diversen trotz-
kistischen (Kleinst-) Parteien. Verein-
zelt sind auch gegenläufige Trends er-
kennbar: in Polen – einem Land mit aus-
gesprochen bescheidener linker Infra-

struktur – ist derzeit die „Union der
Linken“ im Entstehen begriffen, die
sich aus vier kleineren linken Parteien
zusammensetzen. Gleichwohl: Jede
Hoffnung auf eine Art grenzüberschrei-
tender „Einheitspartei der Linken“ in
Europa ist und bleibt illusionär.

Umso wichtiger ist es, die positiven
Erfahrungen der jeweiligen Parteien
zur Kenntnis zu nehmen und aus dem
Vergleich zu lernen.Diese sind naturge-
mäß ausgesprochen unterschiedlich,
wie in den Kurzbeschreibungen einzel-
ner Parteien in dieser Übersicht nach-
zulesen ist und natürlich sind diese Er-
fahrungen in erheblichem Umfang ge-
rade nationalen Besonderheiten und
konkreten Politik-Konstellationen ge-
schuldet, die hier nicht erörtert werden
können (Hintergrundinformationen
finden sich u.a. auf der website
http://left-parties.liquidbytes.net/,bei-
spielhaft die Studien von Mimmo Por-
caro, „Der Fall Italien: vom Vergleich
zwischen Parteien zum Vergleich zwi-
schen Handlungssystemen“ und Peter
Birke, „Skizze zu Geschichte, Pro-
grammatik und aktueller Politik der
linkssozialistischen Parteien in Däne-
mark: Socialistisk Folkeparti und En-
hedslisten; zu osteuropäischen Staaten
bietet Informationen die Website der
Friedrich-Ebert-Stiftung unter
http://www.fes.de/organisation/euro-
pe/info/). Nachfolgend Stichworte zu
aus meiner Sicht interessanten Aspek-
ten.

In welchem Kontext ist die jeweilige
inter-/nationale Politik der verschiede-
nen linken Parteien angesiedelt? Wel-
ches Selbstverständnis liegt mithin lin-
ker Kooperation zugrunde?

Stichwort internationale Politik 

Die überwiegend „trotzkistisch“ orien-
tierte Europäische Antikapitalistische
Linke (EAL) beschreibt ihren Ansatz-
punkt folgendermaßen (Zitate aus der
„Erklärung der 7. Konferenz der Euro-
päischen Antikapitalistischen Linken“,
10./11.11.2003 in Paris): „Blair und
Schröder … erinnern uns daran, worin
wahre sozialdemokratische Politik be-
steht. Die wichtigeren grünen Parteien
in der EU sind in ihre Fußstapfen ge-
treten… Die globalisierungskritische
Bewegung hat aus der langen zwanzig-
jährigen Sackgasse heraus geführt und
eine Alternative für die Linke und eine
emanzipatorische Perspektive geschaf-
fen. Eine neue politische Generation
tritt an. … Land für Land schlagen wir
die Bildung einer starken, breiten und
pluralistischen antikapitalistischen Al-
ternative vor, die sich für die Forderun-
gen und Perspektiven der europäischen
sozialen Bewegung einsetzt. … Zum er-

Auszüge aus Broschüre des Rosa-Luxemburgs-Bildungswerks
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sten Mal seit 25 Jahren hat sich ein aus-
gedehntes protestierendes, internatio-
nalistisches und antikapitalistisches
Milieu herausgebildet und zwar welt-
weit,unterschiedlich von Land zu Land.
Niemand, keine politische Partei ist
dazu in der Lage, diese stolze und be-
wusste Kraft aufzufangen und zu mani-
pulieren. … Es gilt, auf einer radikalen,
einheitsorientierten und pluralistischen
Basis zusammenzuarbeiten. Die Euro-
päische Antikapitalistische Linke will
hierzu ohne Arroganz beitragen. Sie
unterscheidet sich nicht von der sozia-
len Linken; sie ist Teil der sozialen Lin-
ken. Wir sind von Anfang an in der so-
zialen Bewegung und in der Bewegung
für eine andere Globalisierung gewesen,
um sie mit aufzubauen und zu stärken.
Unser Projekt spiegelt die verschiede-
nen Kräfte der sozialen Bewegung wi-
der: Es ist antikapitalistisch und ökolo-
gisch,antiimperialistisch und gegen den
Krieg, feministisch und für die und von
den BürgerInnen, antirassistisch und
internationalistisch. Als Alternative
zum Kapitalismus sind wir für eine so-
zialistische und demokratische, selbst-
verwaltete und von unten bestimmte
Gesellschaft, ohne Ausbeutung der Ar-
beit und Unterdrückung der Frauen,ba-
sierend auf dauerhafter Entwicklung
und nicht auf einem „Wachstumsmo-
dell“, das den Planeten bedroht“.

Die Griechische KP – die in besonders
prononcierter Weise die Position der
„orthodoxen“ kommunistischen Par-
teien zum Ausdruck bringt – bezweifelt
einen solchen Ansatz grundlegend: „Von
diesem Standpunkt aus sollten wir nie-
mals vergessen, dass wir in einer Klas-
sengesellschaft leben und der Klassen-
kampf die treibende Kraft des sozialen
Fortschritts darstellt. Konsequenter-
weise hat für uns die schlichte Be-
schreibung sozialer Phänomene in Be-
griffen sozialer Bewegungen keine gro-
ße Bedeutung, weil diese vom Klassen-
zusammenhang abstrahiert.Noch weni-
ger akzeptabel ist die Trennung der po-
litischen von der sozialen Basis und die
Rede von politischen Bewegungen ohne
deren Bezug zu den sozialen Kräften,die
sie repräsentieren. Die Begeisterung,
mit der – im Zusammenhang der Anti-
Globalisierungsbewegung – soziale
Kräfte und deren politischer Ausdruck
künstlich getrennt werden, hat nur den
Zweck,Verwirrung zu stiften und die so-
zialen Kräfte von sozialen Veränderun-
gen abzuhalten bzw. sie auf systemsta-
bilisierende Reformen zu orientieren,
die das System in seiner Existenz nicht
treffen und stattdessen die Frage grund-
legender sozialer Veränderungen zu-
rückwerfen. Das ist der Grund, warum
einige vorgeben, das Rad neu erfunden
zu haben und behaupten, die Arbeiter-
bewegung sei eine Sache des vergange-
nen Jahrhunderts. Sie wollen die Klas-
senstrukturen der kapitalistischen Ge-
sellschaft verwischen und uns dazu be-

wegen, von Bürgern zu sprechen statt in
Kategorien von Ausbeutern und Ausge-
beuteten. … Die Anti-Globalisierungs-
bewegung in ihrer Vielgestaltigkeit, die
große Zahl oftmals obskurer NGOs, die
dazu gehören, die Vielzahl der aufge-
worfenen Themen, der Mangel an Klas-
senbezug, die sozialdemokratischen
oder trotzkistischen Bemühungen, die
Bewegung in ihrem Sinne zu steuern –
all das gibt dem Internationalismus un-
seres Kampfes neue Bedeutung. Aber
dieser Internationalismus wird keine
Ergebnisse bringen, solange im jeweili-
gen nationalen Rahmen keine macht-
volle Volksbewegung, keine klassenbe-
wusste Arbeiterbewegung und keine
starke kommunistische Partei Arbeiter-
klasse stellen und das Land aus dem
internationalen imperialistischen Sys-
tem herausbrechen. Heutige Schwierig-
keiten und Schwächen sollten nicht zu
theoretischen Prinzipien erhoben wer-
den, denen zufolge der nationale politi-
sche Rahmen erledigt und nicht mehr
aktuell sei. So, wie die ungleiche Ent-
wicklung zunimmt, so wird auch der
Kampf nicht den gleichen Wegen folgen.
Umso wichtiger ist, dass die Bewegun-
gen im nationalen Rahmen so weit wie
möglich voran kommen und signifikan-
te Veränderungen und Umbrüche errei-
chen,die zu einer Veränderung des inter-
nationalen Kräfteverhältnisses beitra-
gen. … Die KPG hat ihre prinzipielle
Ablehnung gegenüber Parteien auf eu-
ropäischer Ebene deutlich gemacht,ein-
schließlich der Bemühungen,eine Euro-
päische Linkspartei zu schaffen. Wir
glauben nicht, dass Koordinierung und
gemeinsame Aktionen kommunisti-
scher Parteien und breiter Kräfte der
Linken das Dach der EU benötigen. …
Wir schlagen deshalb die Formierung ei-
nes ausdrücklich kommunistischen Po-
les vor, der zugleich seinen Beitrag leis-
tet zur Schaffung eines breiten antiim-
perialistischen Bündnisses…“ (Costas
Allissandrakis, Mitglied des ZK der
KPG in einer Rede bei einem Seminar
kommunistischer Parteien Europas und
Lateinamerikas in Chile vom 9.-
11.1.2003, Übersetzung durch den Ver-
fasser).

In einem bereits etwas älteren Doku-
ment (Beschluss der Nationalen Leitung
vom 29.7.2000) hat die italienische Ri-
fondazione Comunista ihre Sicht der
Dinge u.a. so beschrieben: „Die Krise
der Nationalstaaten ist für alle ersicht-
lich. Nicht im Sinne ihres Absterbens,
sondern in der tief greifenden Verände-
rung ihrer Rolle. Kurz gesagt: Es voll-
zieht sich der Übergang vom souverä-
nen Staat, der – obwohl in das kapita-
listische System integriert – imstande
war,zum Aufbau des ökonomischen und
sozialen Modells beizutragen … zu ei-
nem Staat, der Verwalter ist einer Poli-
tik, die außerhalb seiner Souveränität
beschlossen wird. … Unsere Auffassung
von einer Politik für Europa etwa be-

ruht nicht auf einer irrigen und illuso-
rischen Perspektive der Entwicklung
von Widersprüchen zwischen einem ver-
meintlich europäischen Kapitalismus
und einem sich unterscheidenden ame-
rikanischen. Auch deshalb, weil es kein
multinationales Unternehmen mit Ver-
waltungssitz in Europa oder den USA
gibt, das nicht genau dieselben Vor-
schläge macht… Wir setzen auf den
Widerstand gegen das neoliberale öko-
nomischsoziale Modell, der heute so-
wohl in den einzelnen Staaten als auch,
in embryonaler Form, auf supranatio-
naler Ebene entsteht. Und wir denken
auch, dass nur eine supranationale Di-
mension für die Wiederherstellung einer
neuen staatlichen Autonomie und eines
Gesellschaftsmodells – im Vergleich zu
dem von der Globalisierung anvisierten
– geeignet ist, um eine Alternative zum
gegenwärtigen Modell des Kapita-
lismus zu schaffen. … Nur indem man
sich auf ein zum Neoliberalismus alter-
natives Gesellschaftsmodell stützt,
kann man eine reale politische Unab-
hängigkeit von den USA und ein neues
Verhältnis zwischen altem Kontinent
und dritter Welt erreichen. … In diesem
neuen Panorama muss der, wenn auch
noch gültige, Begriff des „Imperia-
lismus“ weitgehend neu gefasst werden,
während der Begriff der „innerimperi-
alistischen Widersprüche“ für die Be-
schreibung der Dynamik der Kräftever-
hältnisse zwischen den Staaten als völ-
lig ungeeignet erscheint. Im Gegenteil,
er könnte sich aus der Sicht jener, die
sich den Kampf gegen den Kapitalismus
und seine Überwindung zum Ziel set-
zen, als irreführend erweisen. … Allge-
mein gesprochen brechen in der Welt
Widersprüche und Konflikte auf,die mit
unterschiedlichen Fragen zusammen-
hängen: mit sozialen und Klassenpro-
blemen; mit neuen, das Leben und die
Natur des Menschen betreffenden Pro-
blemen; mit der kulturellen Identität
großer und kleiner Zivilisationen, die
die Globalisierung in ihrer Existenz be-
droht; mit der Rolle neuer Führungs-
klassen, die um einen Platz in der uni-
polaren Regierung kämpfen.… Von zen-
traler Bedeutung für unsere internatio-
nale Initiative ist, uns den Aufbau eines
multinationalen und pluralen politi-
schen Subjekts in Europa zum Ziel zu
setzen. Die positive Erfahrung der
GUE/NGL im Europäischen Parla-
ment, des NELF und die Reihe interna-
tionaler Treffen reichen nicht mehr aus.
Es ist notwendig, in der nächsten Zeit
konkrete Schritte in Europa zu unter-
nehmen im Hinblick auf eine Kraft, die
fähig ist, der Europäischen Sozialisti-
schen Partei die Hegemonie streitig zu
machen und in die Krise ihrer Perspek-
tive einzugreifen, eine Kraft, die supra-
nationaler Referenzpunkt für die werk-
tätigen Klassen und sozialen Bewegun-
gen des gesamten Kontinents sein kann.
… Dafür ist es unerlässlich, die von ei-
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nigen Parteien ins Feld geführten poli-
tischen und ideologischen Widerstände
zu überwinden,welche die Entwicklung
einer konstruktiven Dialektik zwischen
allen Parteien der alternativen Linken
in Europa verhindern“. (zitiert nach der
Website der KPÖ unter: www.kpoe.at/
bund/international/rifondazione.htm).

Stichwort Bündnispolitik

Hier wäre z.B. zu untersuchen, welche
Lehren sich aus dem Zusammenschluss
unterschiedlicher linker Gruppen und
Strömungen im Sinne einer gemeinsa-
men Organisationen und/oder eines
Wahlbündnisses ziehen lassen: SYNAS-
PISMOS (Griechenland) und die Ver-
einigte Linke (Spanien) sowie zumin-
dest die Gründungsgeschichte der
niederländischen SP können hier ent-
sprechende Erfahrungen beisteuern. In
einem erweiterten Sinne, nämlich der
Bündnispolitik nach außen, ist die RC
(Italien) anregend mit der Fähigkeit,
wenigstens teilweise traditionelle Ar-
beiterbewegung und neue Bewegungen,
Reformer wie Radikale zusammen zu
bringen und auch als Partei selbst of-
fenbar anerkannter Bestandteil sozialer
Bewegungen zu sein. Eine allgemeine
Problematik in diesem Zusammenhang
beschreibt Michael Brie: „Die sog. radi-
kale europäische Linke in Gestalt der
linkssozialistischen, kommunistischen
und trotzkistischen Parteien sowie neu-
en Bewegungen befindet sich in einem
strategischen Dilemma. Soweit sie sich
darum bemüht, den grundsätzlichen
Dissens mit der herrschenden Politik zu
artikulieren, gerät sie in die Gefahr, zu
einer bloßen Protestbewegung zu wer-
den, in eine politische Isolation zu ver-
fallen und zur Sekte zu werden. Ihr Ge-
brauchswert für die Gesellschaft wäre
der eines guten Gewissens gegenüber
schlechten Taten – genauso unverzicht-
bar wie unpraktisch.Soweit die radika-
le Linke aber versucht, in Form von Re-
gierungsbeteiligungen oder anderen
strategischen Bündnissen mit der Mehr-
heitslinken zusammen zu wirken, ist sie
unter den Bedingungen einer Hegemo-
nie des Neoliberalismus mehr noch als
die Mehrheitssozialisten dem Verdacht
des Verzichts auf eigene Positionen und
auf eine eigene Funktion bei der For-
mulierung von Politik, die über die der
Abschwächung von Übeln hinausgeht,
ausgesetzt. Gerade weil sie so radikale
Maßstäbe an Politik anlegt,erscheint sie
gemessen an diesen eigenen Maßstäben
im besonderen Maße als unglaubwür-
dig“ (M. Brie, Strategische Herausfor-
derungen für eine Neue Europäische
Linke – drei Thesen, S.9/10. Beitrag für
die Internationale Konferenz der RLS,
29.-31. Oktober 2003, Warschau).

Stichwort Organisationsstruktur

Auch hier lassen sich unterschiedliche
Modelle der europäischen Linken er-
kennen: zum einen den alten Modellen

folgend (von der Avantgarde-Rolle oder
abgeschwächt der Partei als entschei-
dendem subjektiven Faktor der gesell-
schaftlichen Veränderung) über den Ver-
such, Erfahrungen aus Bewegungen
und Parteiorganisationen zu kombinie-
ren bis hin zu unverbindlichem Zirkel-
wesen oder reinen Wahlvereinen. Eine
Organisationsarbeit mit interessanten
Aspekten – neben klassischen Grundor-
ganisationen in Stadtteil und Betrieb
gibt es sogenannte „Volkshäuser“ und
„Kammern der Arbeit“ als Treffpunkt
sowie Gruppierungen im Umfeld be-
stimmter Publikationen – leistet die RC
in Italien, obwohl bei ihr eine beträcht-
liche Differenz zwischen Mitgliedschaft
(rund 90.000 mit beträchtlicher Fluktu-
ation) und gesellschaftlichem Einfluß
zu konstatieren ist. Die Organisations-
arbeit folgt dem Gedanken: „Die inne-
re Anerkennung der Heterogenität ist
auch Voraussetzung für eine wirksame-
re äußere Initiative“, was übrigens
durchaus intensive Strömungskämpfe
einzuschließen scheint (siehe die Lite-
raturhinweise zur RC auf Seite 38).

Stichwort Regierungsbeteiligung

Ein Thema, dass aktuell mit der Teil-
nahme der PDS an Landesregierungen
in Berlin und Mecklenburg-Vorpom-
mern auch für die deutsche Linke prak-
tische Konsequenzen in vielerlei Hin-
sicht hat (u.a.Verhältnis zur Mehrheits-
sozialdemokratie, mögliche Erosion der
eigenen Partei in organisatorisch
und/oder inhaltlicher Hinsicht, poten-
zieller Verlust an Wählerstimmen, Ent-
stehung linker Wahlkonkurrenz). Die
schwedische Linkspartei (V) hat hier
schon einen längeren Weg zurückgelegt,
der einige Aufschlüsse geben könnte
über Möglichkeiten und Risiken einer –
formellen oder informellen – Regie-
rungsteilnahme und Zusammenarbeit
mit der Mehrheitssozialdemokratie.Mit
12 Prozent der Wählerstimmen wurde
die V 1998 zur drittstärksten Partei im
Stockholmer Reichstag gewählt bei ei-
ner Mitgliedschaft von rund 13.000
Menschen. Im gleichen Jahr wurde zu-
dem (erstmals in der Geschichte der
Linkspartei) vertraglich eine langfristi-
ge Zusammenarbeit mit der Sozialde-
mokratie und den Grünen vereinbart,
was die Stützung einer sozialdemokra-
tischen Minderheitsregierung ein-
schließt, die – ähnlich wie in der BRD –
neoliberale Politik exekutiert. Henning
Süssner beschreibt als Probleme der
schwedischen Linkspartei in diesem
Kontext: „Die Aktivitäten der Partei be-
grenzen sich in größerem Ausmaß als
zuvor auf die Teilnahme an parlamen-
tarischen Gremien, und vor allem die
aktive Teilnahme von Parteimitgliedern
in Verbandsarbeit, in den Gewerkschaf-
ten etc. ist markant gesunken.Vor allem
auf lokaler Ebene ist Ämterhäufung in-
zwischen eher die Regel als die Aus-
nahme, da die Zahl der aktiven Mitglie-

der oft gleichbedeutend ist mit der Zahl
der parlamentarischen Mandats- und
Nebenmandatsträger. (…) Ein Politik-
verständnis, das „Etablierung“ mit
Wahlergebnissen und der Beteiligung
an kommunaler, regionaler und natio-
naler parlamentarischer Macht gleich-
setzt,führt natürlich mit sich,dass „eta-
blierte“ politische Parteien sich
zwangsläufig im Rahmen der herr-
schenden Gesellschaftsordnung be-
wegen (müssen). Dies wird im schlimm-
sten Fall von sowohl Mitgliedern als
auch angestammten Wählern als eine
Diskrepanz zwischen der parlamentari-
schen Arbeit der Partei und den pro-
grammatischen Aussagen… empfun-
den“ (vgl. H. Süssner, Parlamentarische
Erfolge – organisatorische Krise, in:
UTOPIE kreativ, Heft 163, Mai 2004,
Seite 413-425). In diesem Zusammen-
hang von Interesse sind natürlich auch
die Erfahrungen der linken Regie-
rungspartei AKEL (Zypern), der italie-
nischen Kommunisten (PcDI und RC)
im Blick auf das Mitte-Links-Bündnis
sowie der französischen Linken u.a.m.
Die EL plant für Februar 2005 ein Tref-
fen von Abgeordneten europäischen
Linksparteien zu dieser Fragestellung.
Zu den Regierungserfahrungen der
PDS in Berlin und Mecklenburg-Vor-
pommern liegen verschiedene Analysen
vor (siehe u.a.: http://www.pds-ber-
lin.de/partei/lpt/09/03/antrag01.html).

Es gibt natürlich eine Vielzahl weiterer
Themen, zu denen sich ein Vergleich der
Parteien lohnen würde – von der sozia-
len Basis und Zielgruppe der Organisa-
tion (hier erscheint mir z.B. die sehr
praktische und kampagnenorientierte
Interessenvertretungspolitik der schot-
tischen SSP Aufmerksamkeit zu verdie-
nen) bis zu inhaltlichen und konzeptio-
nellen Themen, etwa einer konsistenten
linken Wirtschaftspolitik als Antwort
auf die neoliberale Herausforderung.
Sicher: was in Schottland oder Italien
Erfolge zeitigt, muss nicht für die Est-
land, Belgien oder die BRD gleicherma-
ßen Erfolg versprechend sein.Aber Aus-
tausch und Analyse von Erfahrungen
sind für die Linke in Europa zwingend.
Zum einen, weil die Linke aus ihrem
Minderheitenghetto ohne Kooperation
nicht herauskommen wird, zum ande-
ren,weil die jeweiligen nationalen Kräf-
te nicht ausreichen können in einem
neoliberalen Europa, das mittlerweile
in hohem Maße von den Entscheidun-
gen der EU-Bürokratie bestimmt wird
(und dessen neoliberale und z.T. milita-
ristische Ausrichtung mit dem Entwurf
der EU-Verfassung festgeschrieben und
damit allen Mitgliedsstaaten als prak-
tische Politik aufgezwungen werden
soll – siehe dazu u.a.: http://www.eu-
verfassung.org/, Rosa Luxemburg Bil-
dungswerk: die anregende Problems-
kizze in einem Bericht über die Tagung
„Euroimperialismus?“ http://www.ro-
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salux.de/cms/index.php?id=3341&type
=98,die Hamburger Skripte 5,sowie den
informativen Artikel von Winfried Wolf
„Das geheime ZK der EU-Konzerne“,
junge welt vom 17.8.2004).

Die verschiedenen internationalen
Zusammenschlüsse,von denen nachfol-
gend die Rede sein wird, zeigen allen
Unterschieden zum Trotz einen deut-
lichen Trend zur mehr Kooperation: in-
haltlich (wenn auch noch oft in sehr all-
gemeinen Formulierungen), praktisch
und organisatorisch. Heute ist es eben
möglich, dass sich die auch bei „links-
radikalen“ Gruppen angesehene italie-
nische Rifondazione Comunista mit der
eher reformistischen SYNASPISMOS
und der zumindest in Teilen sehr tradi-
tionellen KP aus der slowakischen Re-
publik in der EL zusammenschließen
können. Und jene, die aus verschiede-
nen Gründen nicht der EL beitreten
wollen, kooperieren mit den EL-Par-
teien in anderen Zusammenhängen und
umgekehrt. Diese Entwicklung ist in
meinen Augen von allergrößter Bedeu-
tung und verlangt allen Beteiligten eine
besondere Offenheit im Umgang mit-
einander,ein hohes Maß an Toleranz und

Flexibilität ab. Sollte sich dieser Trend
fortsetzen,könnte eines der traditionel-
len Grundübel der Linken, eben jene
ideologische und organisatorische Bor-
niertheit, die eine Verankerung im All-
tagsleben der Menschen verhindert,
überwunden werden – womöglich mit
Rückwirkung auf die jeweils nationale
Politik der Parteien. Ein Trend zu mehr
Kooperation zeigt sich ansatzweise
auch im „Kleinen“, wie etwa die ak-
tuellen wahlpolitischen Diskussionen
und Aktivitäten („Wahlalternative“
bzw. lokale Wahlbündnisse) oder auch
eine gemeinsame theoretische Tagung
von DKP und trotzkistischen Organisa-
tionen in der BRD belegen (siehe u.a.
Marxistische Blätter 3/2004).

Die vorliegende Übersicht trägt Fak-
ten und Materialien zur Linken jenseits
der Sozialdemokratie zusammen und
berücksichtigt dabei nur die ausdrück-
lich parteipolitischen Formationen,
nicht jedoch soziale Bewegungen, Ge-
werkschaften und andere Gruppierun-
gen. Gerade hier tut sich freilich ein –
auch international: siehe z.B. Zapatis-
tas,Euro-Betriebsräte,europäische und
weltweite Sozialforen,(Massen-) Aktio-

nen gegen Krieg und Sozialabbau, At-
tac usw.– neues und weites Feld auf.Zu-
gleich zeigen sich (potenzielle) Konflik-
te zwischen den unterschiedlichen For-
mationen der sozialen und politischen
Linken: eine – bereits angemeldete und
bewegungsintern höchst umstrittene –
Kandidatur von Attac in Frankreich
zum EU-Parlament kam nur deshalb
nicht zustande, weil die erforderlichen
Wahlkampfgelder nicht aufzubringen
waren. Die Auswirkung (u.a.) dieser At-
tac-Kandidatur auf den PCF bestand
darin, dass sich PCF-intern jene Kräfte
durchsetzten, die als „Rückbesinnung
auf die Identität der Kommunisten“ na-
hezu systematisch eine Öffnung der KP-
Listen für Nichtmitglieder verhinder-
ten. Ähnlich schroff wie in Frankreich
PCF und die trotzkistischen Parteien
LO-LCR stehen sich die KP Griechen-
lands und SYNASPISMOS bei jeder
Wahl gegenüber (im Wahlprogramm der
KPG heißt es zur Europäischen Links-
partei wörtlich: „Die EL unterminiert
den Klassenkampf und kultiviert die
schädliche Auffassung, dass es keinen
Spielraum für politische Erfolge auf der
Ebene eines einzelnen Landes geben
könne. Sie kaschiert die kapitalistische
Natur der EU und wäscht sie weiß“).Die
Mechanismen der Abgrenzung funktio-
nieren noch immer fast reflexhaft. Auf
allen Seiten.

Um so wichtiger ist vor diesem
Hintergrund,dass sich in den vergange-
nen Jahren formelle Strukturen und
Netzwerke auf europäischer Ebene her-
ausgebildet haben, durch deren erlebte
(und vielleicht zunächst auch nur er-
zwungene) Kooperation mit unter-
schiedlichen linken Strömungen zu-
mindest mittelfristig Rückwirkungen
auf die jeweils nationalen Politiken der
Linksparteien erfolgen könnten.Von be-
sonderem Gewicht in diesem Prozess
sind deshalb aus meiner Sicht jene Par-
teien wie z.B. die dänische Sozialisti-
sche Volkspartei oder die italienische
Rifondazione Comunista, die objektiv
und subjektiv eine Rolle als Scharnier
unterschiedlicher linker Optionen
wahrnehmen können. (…)

Dieser Text wurde ursprünglich für
einen privaten Diskussionskreis ver-
fasst als Überblick zur Entwicklung der
Linken in Europa. Er hat keinen wis-
senschaftlichen Anspruch, sondern soll
lediglich eine politische Einführung in
das Thema sein.Die vorliegenden Infor-
mationen entstammen unterschied-
lichen und z.T.parteipolitisch gefärbten
Quellen, manches mag zum Zeitpunkt
der Veröffentlichung nicht mehr dem
aktuellen Stand entsprechen. Die am
Ende dieser Übersicht genannten Web-
sites bieten neben der einschlägigen
Presse eine gute Möglichkeit, auf dem
Laufenden zu bleiben.

Axel Lochner,  Hamburg, 11. Okt. 2004

Land Linkspartei Stimmen Prozent Sitze
Belgien PvdA/PTB 0,3 –

LSP/MAS (trotzk.) 0,2 –
Dänemark Sozialistische Volkspartei (SFU) 150.766 7,9 1

Volksbewegung gegen EU 97.986 5,2 1
Deutschland PDS 1.579.109 6,1 7

DKP 37.160 0,1 –
England Respect – The Unity Coalition 252.216 1,5 –

Scottish Socialist Party (SSP) 61.356 5,2 –
Sinn Fein 144.541 1,5   1

Estland Sozialdem. Arbeiterpartei 1.057 0,5 –
Finnland Linksallianz (VAS) 151.291 9,1 1

Kommunistische Partei (SKF) 10.134 0,6 
Frankreich Kommunistische Partei (PCF) 900.503 5,2 3

Liste LO-LCR (Trotzkisten) 432.703 3,3 –
Griechenland Kommunistische Partei (KKE) 570.669 9,5 3

Linkskoalition (SYN) 250.202 4,2 1
Italien Kommunistische Partei (PdCI) 783.710 2,4 2

Kommunistische Partei (RC) 1.971.700 6,1 5
Irland Sinn Fein 197.715 11,1 1
Luxemburg dei Link 18.316 1,7 –

KP Luxemburg 12.761 1,2 –
Lettland LSP * 1,7 –
Litauen **
Malta ***
Niederlande Sozialistische Partei (SP) 332.326 7,0 2
Österreich LINKE (Bündnis inkl. KPÖ) 19.031 0,8 –
Portugal Kommunistische Partei (PCP) 308.858 9,1 2

Linksblock (BE) 167.032 4,9 1
Polen PPP 0,5  –
Schweden Linkspartei (V) 321.344 12,8 2
Slowakei KP Slowakei (KSS) 31.908 4,5
Slowenien
Spanien Vereinigte Linke/Grüne (IU) 636.458 4,2 2
Tschechien Kommunistische Partei (KSCM) 472.862 20,3 6

Stranademokrat.socialismu (SDS) 1.709 0,07 
Ungarn Arbeiterpartei Ungarns/Munkasprat 56.211 1,8 2
Zypern Progressive Arbeiterpartei (AKEL) 93.212 27,8 

* bei den nationalen Wahlen 2002 erreichte die Sozialistische Partei LSP zusammen mit LS und TSP
19,1% – ** In Litauen ist die KP (SKP-KPSS) illegal – *** Die KP Maltas teilt mit, dass die Partei „nach
einer beachtlichen Zahl von Jahren im Tiefschlaf“ wieder auf die politische Bühne zurückgekehrt sei
(laut www.redglobe.de)

Ausgewählte Resultate europäischer LInksparteien (EU-Wahl 2004)
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11.Dezember,Berlin.Festveranstaltung zum 15.Jahrestag der
Gründung der PDS

6. bis 9. Januar, Sondershausen/Thüringen. Linke Winter-
schule 2004/2005. Themen: Kurs Wirtschaft: Momente der
Wert und Preisbildung bei der Ware Arbeitskraft. Kurs Philo-
sophie: Bildung und Erziehung – Konsequenze aus PISA,aber
welche? (Nähere Beschreibungen beider Kurse siehe Pol. Be-
richte, 22/2004, Seite 17ff.).

20. Februar. Landtagswahl in Schleswig-Holstein

6. Mai, Köln. Bundesparteitag der FDP
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6. November 2004, Nürnberg. Bundesweite Demonstration
gegen Sozialraub, Agenda 2010 und Hartz IV zur Bundes-
agentur für Arbeit.

19./20. November, München. Parteitag der CSU.

3./4. Dezember, Berlin: 10. Kongress Gesundheit und Armut.
Austausch über Wissensstand, Entwicklungen und Lösungs-
ansätze zu „Armut und Gesundheit“.Auf dem Kongress wird
in folgenden Themenbereichen vertieft: – Kinder- und Ju-
gendgesundheit – Gesundheitliche Versorgung Wohnungslo-
ser – Migration und Gesundheit – Altersarmut und Gesund-
heit – Arbeitslosigkeit und Gesundheit – Gesundheitsför-
dernde Stadt- und Gemeindeentwicklung – Abbau ungleich-
er Gesundheitschancen – Sucht und Armut – Patienteninter-
essen und Disease Management – AIDS und Armut – Behin-
derung und Armut – Armuts- und Gesundheitsberichterstat-
tung – Gesundheitsziele gegen Armut – Neue Strukturen für
Gesundheitsförderung -Internationale Debatten zu Armut
und Gesundheit

4./5. Dezember, Kassel. Friedenspolitischer Ratschlag 2004
(siehe Kasten)

10. Dezember: Nürnberg. Deutscher Menschenrechts-Film-
preis 2004.

Friedenspolitischer Ratschlag 2004 
Samstag/Sonntag, 4./5. Dezember 2004, Universität Kassel

Frieden durch Krieg? • Für ein soziales Europa, von dem
nur Frieden ausgeht • Für einen Nahen Osten ohne Krieg,
Besatzung und Terror • Für eine gerechte Weltwirtschafts-
ordnung statt neoliberaler Globalisierung 
Aus dem Programm
12 Uhr: Eröffnungsreferate: 
Eröffnung: Peter Strutynski, AG Friedensforschung Uni
Kassel • Der neue Imperialismus: Prof. Dr. Frank Deppe,
Uni Marburg • Unsere Waffe ist die friedliche Demokratie:
Daniela Dahn, Publizistin • „Mit Hartz und Hand fürs Va-
terland?“ Horst Schmitthenner, IG Metall
Parallele Foren/Arbeitsgruppen: 
Runde 1: 14.30 bis 16.30 Uhr: Für ein soziales Europa, von
dem nur Frieden ausgeht
• Kushberry: Die USA nach den Wahlen. Dr. Michael Mor-
rissey, Uni Kassel • EU-USA: „Auf gleicher Augenhöhe“ –
Partnerschaft oder Konkurrenz? Jürgen Wagner, IMI e.V.,
Tübingen. • EU-Russland: Risse im „gemeinsamen Haus“
Bruno Mahlow, Berlin • „Verschiedene Geschwindigkei-
ten“: Integration oder Spaltung der EU. Dr. Patricia Bauer,
Uni Osnabrück; Mod.: Dr. Michael Berndt • Militarisie-
rung der EU: Pazifistischer Alarmismus oder alles halb so
schlimm? Thomas Roithner, Wien, ÖSFK • „Innere Sicher-
heit“ im permanenten Ausnahmezustand. Die Folgen des
„Antiterror-Kriegs“ auf Menschenrechte und Rechtsstaat-
lichkeit. Dr. Rolf Gössner, Präsident der Internationalen
Liga für Menschenrechte • Das neoliberale Projekt der
EU. Ingrid Brauchle-Kloninger (angefr.) • Europa auf den
Pfad der friedenspolitischen Tugend bringen (zwingen)?
Friedensvolksbegehren und Referenden. Gerald Oberan-
smayr, Friedenswerkstatt Linz
Runde 2: 17.00 bis 19.00 Uhr: Für einen Nahen Osten ohne
Krieg, Besatzung und Terror 
• Der israelisch-palästinensische Konflikt, das Völkerrecht
und die Vereinten Nationen. Dr. Reiner Bernstein, Mün-
chen • Andauernder Krieg – andauernde Besatzung? Zur
Lage im Irak. Dr. Sabah Alnasseri, Frankfurt a.M. • Ölzen-
trum Naher Osten: Wer ist der Nächste? Peter Klemm,

Hamburg • Afghanistan nach den Wahlen – Und was nun? 
Dr. Matin Baraki, Marburg • Tschetschenien-Russland
und der kaukasische Teufelskreis. • Kai Ehlers, Hamburg
• G-3 und Kalaschnikow – Kleinwaffen als Massenver-
nichtungsmittel. – Die internationale Kampagne DAKS.
Jürgen Grässlin • Auf dem Weg zu neuen Kriegen? Der
UN-Sicherheitsrat und die Erosion des Völkerrechts. Hel-
ge von Horn, Kassel • Kriegsberichterstattung und Frie-
densjournalismus. Medien in Konflikten: Mittäter oder
Mediator? Nadine Bilke, Mainz (Journalistin)
Sonntag, 5. Dezember 
Runde 3: 9.30 bis 11.15 Uhr: Für eine gerechte Weltwirt-
schaftsordnung statt neoliberaler Globalisierung 
• Neoliberale Globalisierung oder „gerechte Weltwirt-
schaftsordnung“. Dr. Erhard Crome, Berlin (Rosa-Luxem-
burg-Stiftung) • Nachhaltige Entwicklungsstrategien
statt neoliberaler Globalisierung: Sind IWF, Weltbank und
WTO überhaupt noch reformierbar? Rainer Falk, Luxem-
bourg, WEED-World Economy, Ecology & Development,
Informationsbrief Weltwirtschaft & Entwicklung • La-
teinamerika: Venezuela – Hoffnung für einen Kontinent?
Harri Grünberg, Berlin • Sudan und andere afrikanische
Kriegsschauplätze – wieder im Visier der Großmächte?
Stefan Brüne, Deutsches Übersee-Institut, Hamburg  •
Das Trugbild vom „demokratischen Frieden“. Zur Dialek-
tik von Frieden und Krieg. Prof. Dr. Knut Krusewitz, Frie-
denswerkstatt Rhön • Probleme der zivil-militärischen
Zusammenarbeit in Nachkriegssituationen. N.N. • Nach
dem Systemcrash: Welche Perspektiven hat die „Zweite
Welt“? Kai Ehlers, Hamburg • „Frankenfood und Zucker-
limonade“ – Globalisierung und Krieg am Beispiel von
Mac Donalds und Coca Cola. Ellen Diederich (Frauen-
Friedensarchiv)
11.30 Uhr: Plenumsvortrag: Menschliche Sicherheit. Prof.
Dr. Elmar Altvater, Berlin 
Im Anschluss: 12.15 bis 13.45 Abschlussplenum: 60 Jahre
nach der Befreiung Europas vom Faschismus: Die Europä-
ische Union vor der Entscheidung zwischen Zivilmacht
und Militärmacht. Podiumsdiskussion mit Teilnehmer/in-
nen aus Wissenschaft, Politik und Sozialen Bewegungun-
gen 
Anmeldung: E-mail: strutype@uni-kassel.de 


